
 

 

Brandenburger Vereinigte        
Bürgerbewegungen / Freie Wähler 
 

Die unabhängige Kraft für Brandenburg 

          
 

  
 
 

 
 

 
 

 
 

Leitlinien BVB / FREIE WÄHLER Seite 1 
 

 

 
Grundsatzprogramm der BVB / FREIE WÄHLER 
 

Inhalt 
Präambel .................................................................................................. 2 

1. Arbeit und Soziales ........................................................................... 2 

2. Bildung und Kultur ......................................................................... 11 

3. Gesundheitspolitik........................................................................... 17 

4. Infrastruktur ..................................................................................... 19 

5. Wirtschaft ........................................................................................ 27 

6. Landwirtschaft und Verbraucherschutz .......................................... 33 

7. Umwelt ............................................................................................ 35 

8. Inneres und Justiz ............................................................................ 38 

9. Haushalt und Finanzen .................................................................... 41 

 

 



 

 

Brandenburger Vereinigte        
Bürgerbewegungen / Freie Wähler 
 

Die unabhängige Kraft für Brandenburg 

          
 

  
 
 

 
 

 
 

 
 

Leitlinien BVB / FREIE WÄHLER Seite 2 
 

 
Präambel 

 

Die Brandenburger Vereinigten Bürgerbewegungen / Freie Wähler (BVB / FREIE WÄHLER) 

sind der landesweite Zusammenschluss der unabhängigen kommunalen Wählergruppen und 

Bürgerinitiativen im Land Brandenburg. Wir sind von der Überzeugung getragen, dass der Wille 

der Menschen das höchste Gut unserer Demokratie ist. In unserer Verantwortung gegenüber den 

Menschen und der Natur haben wir uns daher entschlossen, unser demokratisches Recht auf 

aktive Teilhabe an der politischen Willensbildung wahrzunehmen. Wir möchten den Menschen 

eine echte, verlässliche Alternative zur Vertretung ihrer Interessen bieten. Gemeinsam mit ihnen 

wollen wir unser Land positiv gestalten. Wir setzen dabei auf die Erfahrung und Liebe der 

Menschen zu Brandenburg und haben gemeinsam das nachfolgende Grundsatzprogramm 

entwickelt. Es ist geprägt von der Überzeugung, dass ein auf Verständigung gerichtetes 

Miteinander, ein direktes Mitwirken der Bürger bei Entscheidungen und der Wille zu 

entschlossenem Handeln uns alle voranbringen können. Dabei stellt die Reihenfolge der Themen 

keine Wertung dar, weil jeder Bereich eine wichtige Bedeutung für unser Land hat. 

 

1. Arbeit und Soziales 
 

Ehrenamt 

Ehrenamt und Engagement sind wichtige Inhalte in unserer Gesellschaft. Auch die politische 

Arbeit in den Städten und Gemeinden Brandenburgs findet auf dieser Basis statt.  Im Ehrenamt 

gibt es unterschiedlichste Aufgabenschwerpunkte, die durch Vereine und Institutionen 

unterstützt und begleitet werden. 

Der Stellenwert ehrenamtlichen Engagements muss daher landesweit höher eingestuft werden. 

Der Bürger soll motiviert und engagiert an Projekte und damit verbundene Probleme herangehen 

und Alternativen suchen. Gerade  Senioren und Vorruheständler und deren Erfahrungen sollen 

wirksam genutzt werden, um die Herausforderungen der Zukunft zu meistern. 

Es ist ein erfreulicher Umstand, dass in dieser Gesellschaft immer noch eine hohe Anzahl an 

Männern und Frauen existiert, welche die anspruchsvollen Tätigkeiten eines Ehrenamtes 

ausüben. 
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Obwohl dieses Engagement fortwährend gelobt wird, verschlechtern sich die Bedingungen 

immer mehr. Wir fordern die ausreichende Ausstattung und Unterstützung der ehrenamtlich 

Tätigen, da durch ihre Arbeit ein hoher Mehrwert in Brandenburg geschaffen wird, ohne den viel 

höhere Kosten für das Land entstehen würden. 

Der Erhalt der Freiwilligenagenturen und die finanzielle Ausstattung der Vereine und Verbände 

vor Ort sind daher unbedingt erforderlich, anstatt Regierungsbeauftragte für das Ehrenamt zu 

ernennen. Nur durch Strukturen vor Ort können erfahrene Persönlichkeiten ihr Wissen an den 

Nachwuchs weitergeben. 

Anerkennung und Würdigung der Leistungen im Ehrenamt müssen eine Selbstverständlichkeit in 

Brandenburg sein, damit die Lebensqualität schrittweise verbessert werden kann. 

 

Arbeitsmarktpolitik 

Brandenburg ist immer noch ein Land, das von Abwanderung Auspendlern und 

unterdurchschnittlichen Löhnen geprägt wird. Daraus leiten sich konkrete Aufgabenstellungen 

für die Landespolitik ab. 

Brandenburg gehört zu den ärmeren Bundesländern in Deutschland. In kaum einem anderen 

Land sind Löhne und Gehälter so niedrig. Das liegt vor allem daran, dass die bisherigen 

Landesregierungen mit einem klaren Lohnunterschied zu anderen Regionen als Standortvorteil 

geworben haben. Die Folgen sind geringe Kaufkraft, hohe Belastungen für Brandenburger 

Kommunen und drohende Altersarmut in der Zukunft. BVB / FREIE WÄHLER unterstützt 

daher alle Initiativen, die einen gesetzlichen Mindestlohn zum Ziel haben. 

Drohendem Fachkräftemangel muss mit gezielter Bildung der Brandenburger begegnet werden. 

Der Arbeitsmarkt der Zukunft verlangt nach fachlich versierten, lernfähigen und flexiblen 

Arbeitskräften. Dazu müssen vom Land entsprechende Initiativen für Aus- und Weiterbildung 

und zur Steigerung der Flexibilität konzipiert werden. Dabei ist eine Konzentration auf 

zukunftsfähige und sinnvolle Bereiche notwendig, wie zum Beispiel Logistik, Energie 

Biotechnologie und Handwerk. Langfristig ist Bildung als Bundesaufgabe zu verstehen, denn nur 

ein einheitliches Bildungssystem ermöglicht einen wirksamen Fachkräfteaustausch 

deutschlandweit, woraus sich auch Vorteile für Brandenburg ergeben werden. 

Die Anwerbung von Fachkräften aus anderen Bundesländern und die Sicherung des Verbleibs 

der einheimischen Fachkräfte sind nur möglich, wenn Brandenburg als attraktives Land für das 

tägliche Leben und die Karriere wahrgenommen wird. Dazu ist zunächst die Steigerung des 

Lohnniveaus und Senkung der Nebenkosten zwingend notwendig. Zusätzlich muss sich 

Brandenburg bei seinen Schlüsseltechnologien als Vorreiter durchsetzen, um hochqualifiziertem 
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Nachwuchs Zukunftschancen bieten zu können. Daneben müssen die Kommunen in ihrer 

Organisation gestärkt werden, um weiterhin ein vielseitiges Angebot an Kultur, Sport, 

Wohnqualität und Umfeld bieten zu können. Diese Attraktivität muss weitläufig kommuniziert 

werden und Inhalt eines neuen Vermarktungskonzeptes des Landes sein. 

Eine Steigerung der Flexibilität bei Arbeitnehmern und Arbeitgebern ist nur mit Hilfe einer 

modernen Infrastruktur möglich. Dies bezieht sich in einem Flächenland wie Brandenburg nicht 

nur auf die Verkehrswege sondern auch auf die Kommunikation. Menschen müssen schnell 

zusammengeführt werden können, um den aktuellen Anforderungen der weltweiten Wirtschaft 

gerecht zu werden. Dazu ist ein detaillierter Entwicklungsplan der Infrastruktur notwendig. 

Der Brandenburger Arbeitsmarkt entwickelt sich zweigeteilt. Der Markt für Fachkräfte wird in 

den nächsten Jahren von Vollbeschäftigung und Fachkräftemangel gekennzeichnet sein. Dabei 

besteht die Gefahr, dass Brandenburger Unternehmen den Wettbewerb um die besten 

Arbeitskräfte aufgrund zu geringer Finanzkraft und eines zu schlechten Images in den Regionen 

nicht gewinnen können. Das kann sogar die Schließung von Unternehmen zur Folge haben. 

Andererseits wird eine Vielzahl von Arbeitssuchenden den Anforderungen des Arbeitsmarktes 

nicht mehr gerecht, weil sie entweder gar nicht erst ausbildungsfähig sind oder nur schulische 

Teilausbildungen absolvieren können. Auf diese Zielgruppe muss sich das Bildungssystem 

einstellen, damit sie nicht dauerhaft für den Arbeitsmarkt verloren ist. 

In Deutschland sind alleinerziehende Elternteile immer noch von weiten Teilen des 

Arbeitsmarktes ausgegrenzt. Eine Verbesserung der Möglichkeiten in diesem Bereich durch neue 

Betreuungsmodelle und Netzwerke kann einen Wettbewerbsvorteil bei hochqualifizierten 

Alleinerziehenden bedeuten. Damit würde sogar die demografische Entwicklung positiv 

beeinflussbar sein. 

 

Sozialpolitik 

Eine gesetzliche Absicherung vor natürlichen und unvorhersehbaren Risiken wie Unfällen, 

Arbeitslosigkeit oder Alter erhöht sich die Lebensqualität der Gesellschaft in der wir alle leben. 

Hier soll auch in Zukunft das Solidarprinzip greifen, das seit über einem Jahrhundert in 

Deutschland gilt. Gerade in den größeren Städten sind Individuen häufig anonymisiert. Einen 

nachbarschaftlichen oder familiären Zusammenhalt gibt es in unserem Kulturkreis immer 

seltener.  

Das aktuelle soziale Versicherungsnetzwerk ist ein relativ stabiles System, welches wir in seinen 

Grundzügen sehr befürworten. Ob es notwendig ist, dass es überhaupt private Versicherungen 

gibt oder nicht, wäre ein Diskussionspunkt mit Wirtschaftsexperten. Wir denken jedoch, dass die 
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größten Probleme für die Bürger unserer Gesellschaft eher darin liegen, diese Systeme zu 

verstehen und zu durchschauen. Häufig scheitern sie an der Bürokratie und der fehlenden 

Transparenz.  

Wie viele Rentner wissen überhaupt, wie sich ihre Rente zusammensetzt? Warum muss man 

jedes Quartal eine Praxisgebühr entrichten? Wie fülle ich einen Antrag auf Arbeitslosengeld aus? 

Dies sind die Hürden und meist auch die Ursache der Skepsis, die diese Versicherungssysteme 

mit sich bringen.  

BVB / FREIE WÄHLER spricht sich für weniger Bürokratie und mehr Transparenz der 

gesetzlichen Versicherungssysteme aus. Wir wollen den Sozialstaat erhalten und fördern, in dem 

wir leben.  

Sozialpolitik wird nicht nur von der Bundesregierung gestaltet, sondern auch vom Land und in 

den Kommunen vor Ort. Diese Stärke wissen wir, zu nutzen und wollen bei unseren Mitbürgern 

anfangen, zu helfen. Dies hat nicht zwingend zur Folge, dass zusätzliches Geld ausgegeben 

werden muss. Es müssen vielmehr Netzwerke zwischen den verschiedenen Einrichtungen 

geschaffen werden. So könnte z.B. eine Schulklasse einmal in der Woche für ein paar Stunden in 

einem Seniorenheim helfen oder Rentner könnten Kindern im Kindergarten etwas vorlesen. Die 

Möglichkeiten sind vielseitig, genauso wie es unsere Gesellschaft ist. 

 

Behindertenrechte 

Grundsätzlich sollte angestrebt werden, dass im Land Brandenburg die Betroffenen ein größeres 

und vor allem direktes  Mitspracherecht bei allen für Behinderte relevanten Fragen erhalten. 

Bestehende Selbsthilfegruppen und Interessenvertretungen sollten eine höhere politische 
Beachtung finden. Eine Landesregierung sollte aber auch daran zu messen sein, wie sie sich für 
die Schwächsten der Gesellschaft einsetzt, die sich oft nicht selbst vertreten können, auch wenn 
das mit höheren Kosten verbunden ist.  

Die Förderschulen in Brandenburg haben sich bewährt und sind zu stärken. Vorrang vor 
politisch motivierten  Reformen dieser Bildungseinrichtungen hat in jedem Fall das Wohl jedes 
einzelnen Kindes. 

Die Behindertenkonvention der UN muss endlich durchgesetzt werden, hierbei ist Augenmaß 

und Feingefühl notwendig. Diese Umsetzung darf nicht dazu führen, dass erreichte Positionen zu 

Gunsten der Kostenminimierung aufgegeben werden müssen.  

In diesem Zusammenhang muss endlich und dringend eine Entbürokratisierung erfolgen, um 

Angehörige von Behinderten, die durch die Dauerbelastung der Betreuung intensiv beschäftigt 

sind, bei Antragstellungen für mögliche und notwendige Leistungen zu entlasten.  
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Hierzu sollten verbindliche  Kontakte zu anderen Bundesländern aufgebaut werden, bei denen 

Fragen und Regelungen mit Behinderten weitaus besser und einfacher gelöst werden als in 

Brandenburg. Ebenfalls muss hierbei eine Vereinheitlichung der Begriffe, also eine 

Sprachregelung, erfolgen, um einen Zustand der Missverständnisse zwischen den Behörden zu 

beenden. 

 

Familienpolitik 

Mit der Familienpolitik soll die Entwicklung und Förderung von Familien und deren 

Zusammenleben positiv beeinflusst werden. Hierzu werden politische Ziele und Maßnahmen 

definiert, wodurch die Grundlagen und Voraussetzungen einer erfolgreichen Familienpolitik 

gestaltet werden. 

Deutschland ist eins der wenigen Länder weltweit, das sich intensiv mit Familienpolitik 

auseinandersetzt. In der Bundesrepublik gibt es vielfältige Leistungen und Investitionen in die 

Familien. In Artikel 6 Absatz 1 des Grundgesetzes heißt es „Ehe und Familie stehen unter dem 

besonderen Schutze der staatlichen Ordnung.“ 

Kinder sind unsere Zukunft. Ohne sie und ohne ihre gute Ausbildung werden wir die 

Herausforderungen in der Zukunft immer schwerer bewältigen können. 

Angesichts sinkender Geburtenzahlen in der deutschen Bevölkerung liegt die Schlussfolgerung 

nahe, dass sich die Bedingungen für Familien verschlechtert haben. 

Wir als BVB / FREIE WÄHLER sehen in einer gesunden Familienpolitik einen wesentlichen 

Beitrag zu einer Gesellschaft in Harmonie mit Perspektiven. 

Dazu unterstützen wir die Schaffung von mehr Kita- und Hortplätzen, die bessere Integration 

von Beruf und Familie, umfangreiche Bildungsangebote von der Grund- bis zur Hochschule 

sowie weitere Maßnahmen, die die Familienbildung unterstützen und die Geburtenzahlen 

erhöhen sollen. Auch die Gleichstellung von Mann und Frau im Beruf stärkt die Familien. 

Zu den Rahmenbedingungen einer gesunden Familienpolitik zählen wir auch eine 

familienfreundliche Infrastruktur, ausreichende gesundheitliche Betreuung und diverse 

Freizeitangebote. 

Im Familien- und Sozialrecht gibt es noch nicht genutzte Potentiale, um die Rechte und Stellung 

der Familien zu stärken. Oft müssen Familien um ihre Rechte kämpfen, weil die ökonomischen 

Entscheidungen über der Familie stehen und deren Entfaltung einschränken. Auch im 
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Arbeitsrecht sind Frauen noch immer gegenüber ihren männlichen Kollegen benachteiligt. An 

dieser Stelle ist noch viel Arbeit zu leisten. 

Ein weiteres Augenmerk liegt auf der Unterstützung von zugewanderten Familien, die sich 

immer mehr zu einer wirtschaftlichen Stütze für Deutschland entwickeln. 

Wesentlich bei der Umsetzung einer guten Vereinbarkeit von Beruf und Familie ist die Haltung 

der Unternehmen. Sie sind mit ihren Angeboten zu flexiblen Arbeitszeiten, 

Heimarbeitsmöglichkeiten, Betreuungsangeboten und einer entsprechenden Firmenkultur zur 

Schaffung einer familienfreundlichen Arbeitswelt berufen. In diesem Bereich ist schon einiges 

erreicht, aber bei weitem nicht genug. Wir sind auch hier aktiv und werden Unternehmen dabei 

unterstützen. 

 

Seniorenpolitik 

Die demografische Entwicklung in Brandenburg führt zu einem Anwachsen der älteren 

Bevölkerung, was eine Veränderung der Prioritätensetzung zur Folge haben muss. 

Die insgesamt unbefriedigende medizinische Versorgung, bei der insbesondere der 

demografische Faktor unzureichend berücksichtigt wird und trotz bestehenden Bedarfs formell 

eine Überversorgung besteht, muss neu strukturiert werden. Hier sind sowohl Politik als auch 

Kassen und Ärzteverbände gefordert, vernünftige Lösungen anzubieten. Dazu werden wir mit 

den zuständigen Stellen ins Gespräch kommen und darauf drängen, dass den geleisteten 

Versprechungen auch Taten zur Veränderung folgen. 

Bei der Qualität und Finanzierung der Pflege im Alter sowohl ambulant als auch stationär 

besteht trotz positiver Entwicklungen in der Gesetzgebung  insbesondere hinsichtlich einer 

ganzheitlichen Pflege und Betreuung und deren Finanzierung noch großer Verbesserungsbedarf. 

Auch die Gefahr einer zunehmenden Altersarmut steigt immer weiter an. Hier muss vor allem 

die Politik auf allen Ebenen aktiv werden, um zum einen die Renten so zu gestalten, dass ein 

Leben in Würde auch im Alter möglich ist und zum anderen durch spezielle soziale Projekte den 

Menschen zu helfen, die im Alter unverschuldet in Not geraten sind. 

All diese Aufgaben können nur mit Beteiligung größerer Bevölkerungsschichten gelöst werden. 

Dazu ist die Anerkennung der Arbeit, die die Senioren vor Ort leisten, auch zu würdigen. Ohne 

Zweifel  wird ein Teil der aktiven Senioren auch öffentlich gewürdigt. Aber es  muss vermieden 

werden, dass Senioren oder auch sonstige ehrenamtlich Tätige, neben ihrer Zeit, ihren Ideen und 

ihrer Kraft, die sie zur Verfügung stellen, auch noch finanzielle Leistungen aufbringen müssen, 

die sie nicht oder nur zum Teil erstattet bekommen. Daher ist zu überlegen, für alle ehrenamtlich 
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Tätigen die Fahrtkosten zu übernehmen und den Versicherungsschutz zu gewährleisten und eine 

Aufwandpauschale in Erwägung zu ziehen. 

Die Kreisseniorenbeiräte der Landkreise als Dachorganisationen kümmern sich um die Vereine 

und Organisationen für Senioren, die Seniorenarbeitsgruppen der  Parteien, die Seniorenbeiräte 

der Städte und Ämter sowie um die Senioren- gruppen und -klubs in den Gemeinden. Außerdem 

koordinieren sie die Arbeit und Aktivitäten der selbständig planenden und agierenden 

Seniorenbeiräte der Städte und Ämter, die Seniorenbeiräte der Städte und Ämter auf 

Anforderung unterstützen und den unmittelbaren Kontakt zu den Bürgern wahrnehmen. Daher 

sind sie zu stärken und in alle wichtigen Entscheidungen der Politik mit einzubeziehen. 

 

Kinder und Jugend 

BVB / FREIE WÄHLER fordert eine stärkere Einbindung junger Menschen in demokratische 

Entscheidungen. Es ist für politisches Engagement zu werben, z.B. durch Schulbesuche, 

Informationen im Unterricht über kommunalpolitische Arbeit in den Regionen, Einladungen von 

Schülergruppen zu Gemeindevertretungen usw., in denen Themen der Jugendlichen und Kinder 

behandelt werden. Regionale und gesellschaftliche Zusammenhänge sind zu erklären und zu 

erläutern. Es ist dringend notwendig, demografischen Veränderungen entgegenzuwirken, z.B. 

durch die Vernetzung mit Arbeitgebern und Ämtern. Wir wollen Veranstaltungen unter 

Berücksichtigung jugendbezogener Programmpunkte und Einbindung der Jugend in kulturelle 

Projekte regional organisieren. Sozialraumorientierte Jugendarbeit muss weiter ausgebaut 

werden und auch im ländlichen Raum präsent sein. Dabei muss auch die Schule besser 

eingebunden werden, Schulsozialarbeiter sind zu fördern und zu unterstützen, Ämter vor Ort zu 

vernetzen, Jugendclubs, Feuerwehr, Sportvereine und die Kirche einzubeziehen. In den Vereinen 

vor Ort muss Präventionsarbeit für Jugendliche geleistet werden. 

Jugendfreizeiteinrichtungen sollen erhalten und unterstützt werden, auch im strukturschwachen 

ländlichen Raum soll bezahlbare Unterstützung organisiert werden. Wir wollen Jugendclubs mit 

kontrolliertem Internetzugang und entsprechender Anleitung zum bewussten Umgang mit 

diesem Medium. Ein kostenneutraler oder zumindest kostengünstiger Zugang zu Sport- und 

Freizeiteinrichtungen ist notwendig, um Kinder und Jugendliche zu diesen Aktivitäten zu 

motivieren. BVB / FREIE WÄHLER fordert eine Förderung von ehrenamtlicher Jugendarbeit 

und von ehrenamtlichem Engagement in der Freizeit und die Schaffung von mehr bezahlbaren 

individuellen Betreuungsmöglichkeiten, orientiert am Einkommen der Eltern. 

Besonders wichtig ist die Förderung familiengerechter Arbeitsplätze und die damit verbundene 

Kinderbetreuung am Arbeitsplatz, um weite Wege im Flächenland Brandenburg zu reduzieren. 
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Zum Vorteil der Kinder ergibt sich dadurch mehr intensive Betreuungszeit mit den Eltern und 

nicht in den Einrichtungen.  

Flexiblere Betreuungszeiten, die den Bedürfnissen der Eltern entsprechen und  bedarfsgerechte  

sowie hochwertige Kinderbetreuungsangebote sind ebenfalls notwendig. Die Vereinbarkeit von 

Beruf und Familie ist nicht zuletzt ein zentraler Schlüssel zur Bekämpfung von Kinderarmut. 

Die Bildung im Elementarbereich ist ein entscheidender Faktor für den weiteren Lebensweg 

eines jeden Kindes. Kinder brauchen gerechte Startchancen. Eltern hingegen benötigen 

qualifizierte und verlässliche Kinderbetreuung in Kindertagesstätten und bei Tagesmüttern, um 

ihr Familien- und Berufsleben vernünftig vereinbaren zu können. 

Die Sanierungen  an  Schulen sind zu überprüfen und zügig voranzubringen. Eine weitere 

Entwicklung der Schullandschaft sollte im Dialog mit den Bürgerinnen und Bürgern erfolgen 

und nicht vom Ministerium vorgegeben werden. 

Wir müssen Mobilität für alle Schülerinnen und Schüler ermöglichen und dennoch extrem lange 

Anfahrtswege zu den Schulen vermeiden. 

Wir wollen Kinder und Jugendliche zu einem ökologisch bewussten Konsum anleiten, 

Naturverbundenheit vom Kindergarten bis in die Schule fördern und dabei regional 

unterschiedliche Schwerpunkte setzen, um eine Identifikation mit dem Land Brandenburg zu 

erreichen und fortlaufende Abwanderung zu verringern. 

Eine schnellere und konsequentere Anwendung des Jugendstrafrechts soll die Erziehung der 

Kinder und Jugendlichen unterstützen und negative Auswüchse verhindern. 

 

Jugendförderung 

Die tragende Kraft für Veränderungen in der Gesellschaft ist die Jugend. Trotz Stärke und 

Intensität ist diese Lebensphase von Sensibilität  und Unsicherheit geprägt. In der Pubertät spielt 

die so genannte Peergroup, also die Gruppe der Gleichaltrigen, eine zunehmend bedeutendere 

Rolle. Die Werte der eigenen Erziehung werden mit denen der anderen Jugendlichen verglichen 

und neu strukturiert. Dabei kommt es häufig auch zu Regelüberschreitungen, die in einem 

gewissen Ausmaß natürlich und auch wichtig für die eigene Identität sind. Durch die stützende 

Kraft von Vertrauenspersonen und die Anerkennung des Individuums in der Gesellschaft kann 

sich dieses grenzenausreizende Verhalten jedoch ausgleichen. Doch nicht jeder Jugendliche hat 

diese Ressourcen in seiner Umwelt erfahren. Daher ist es wichtig, dass die Gesellschaft ein 

Auffangnetz schafft. 
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Dieses Auffangnetz sollte schon während der Schwangerschaft wirksam werden, um das 

ungeborene Leben zu schützen. Risikofaktoren wie Alkohol- oder Tabakkonsum der Eltern 

müssen früh erkannt werden; professionelle Hilfe z.B. in  Eltern-Kind-Heimen muss angeboten 

werden. 

Gerade die Bindung zwischen Eltern und Kind ist von entscheidender Bedeutung. Es zeigt sich, 

dass die Kinder und Jugendlichen, die Probleme im Alltag und mit anderen Menschen haben, oft 

keine sichere Bindung zu ihren Eltern besitzen. Das Bindungsmuster eines Kindes entwickelt 

sich in den ersten zwei Lebensjahren und ist prägend dafür, wie das Kind seine Welt und sich 

selbst sieht.  

Das Thema der Schulbildung ist äußerst komplex und verknüpft mit der gesellschaftlichen Sicht 

auf die Art der Leistungserbringung. Schule sollte auch immer Charakterbildung bedeuten. Es 

sollten in ausreichender Zahl Lehrer und Erzieher vorhanden sein, damit einerseits Wissen 

vermittelt und andererseits sich um die Bedürfnisse der Kinder und Jugendlichen gekümmert 

werden kann. Nur in einer angenehmen Lernatmosphäre kann ein Mensch lernen. 

In der Phase der Pubertät ist der Wunsch nach Anerkennung bei Jugendlichen sehr groß. Die 

eigene Veränderung des Körpers und die hormonell bedingten Gefühlsschwankungen, können 

das Gefühl bei den Jugendlichen erzeugen, nicht sie selbst zu sein. Zudem suchen die 

Jugendlichen nach seiner eigenen Rolle in der Gesellschaft. Gelingt dieser Prozess nicht, bzw. 

treffen die Jugendlichen auf Ablehnung durch andere oder sogar die Eltern, kann es hier ohne 

Intervention zu selbstverletzendem oder delinquentem Verhalten kommen. Diese Jugendlichen 

müssen durch ein engmaschiges Netzwerk aufgefangen werden. Es gibt zahlreiche Ideen und 

Projekte, diesen Jugendlichen zu helfen, doch häufig fehlt es diesen an Geld oder sie scheitern an 

der Bürokratie der Behörden. Gerade diese Faktoren liegen aber in der Hand der Politik.  

BVB / FREIE WÄHLER vertritt die Ansicht, dass Prävention immer kostengünstiger ist als eine 

dauerhafte und langzeitliche Intervention. Werden Probleme früh erkannt, kann besser 

entgegengewirkt werden, als wenn diese sich als dauerhaftes Verhaltensmuster verfestigen. 
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2. Bildung und Kultur 
 

 Bildungspolitik 

Wir fordern mehr Kontinuität im Bildungswesen. 

BVB / FREIE WÄHLER wird dafür eintreten, die notwendigen Wege zur Erlangung von 

effizienter und umfassender Bildung zu schaffen und diese von hemmenden Verordnungen zu 

befreien – denn Wissen und Erfolg sind Pfeiler einer Gesellschaft! 

 

Allgemeine Schulbildung 

Im Kindergarten- und Vorschulalter der Kinder muss die Erziehung so gestaltet werden, dass die 

individuellen Fertigkeiten durch spielerische Vorgehensweisen untereinander verbunden werden 

mit dem Ziel, Zusammenhänge im Gehirn zu erreichen.  

Die vor- und außerschulische Betreuung ist flächendeckend beizubehalten. KITA und Hort 

haben bereits einen guten Stand in Brandenburg. Daher steht für uns die Sicherung und 

Vervollkommnung der  KITA-Standorte und des Hortsystems im Vordergrund. Dazu gehören 

auch ein ausreichender Betreuungsschlüssel sowie Erziehungsmethoden entsprechend dem 

neuesten Stand der Erziehungswissenschaften. 

Es soll die Vielfalt der unterschiedlichen Bildungseinrichtungen gefördert werden 

Nach Abschluss der 10. Klasse sollen durch Zeugnisnachweis die weiteren Auswahlkriterien zu 

weiteren Schulbesuchen bis zur 12. Klasse und dann zur Ablegung des Abiturs, das aus den zwei 

Richtungen mathematisch-naturwissenschaftlicher Zweig und sprachlich-künstlerischer Zweig 

bestehen sollte, festgestellt werden. 

Abiturprüfungen sind zur gleichen Zeit und mit gleichen Schwierigkeitsgraden im gesamten 

Land durchzuführen. Dies soll der Nachweis für die anschließende Ausbildung an Fach-, 

Fachhoch-Schulen, Universitäten sowie anderen Instituten sein. Wir fordern gleiches Recht für 

alle Bewerber auf höhere Bildung ohne Abhängigkeit von der sozialen Herkunft. 

BVB / FREIE WÄHLER fordert einen Verzicht auf die länderpolitischen Interessen im 

Bildungssektor. Bildung ist eine Bundesaufgabe und muss aufgrund der von den Bürgern 

geforderten Flexibilität und Mobilität auch nationalen Vergleichsstandards zugänglich sein. BVB 

/ FREIE WÄHLER fordert entsprechende Initiativen des Landes Brandenburg im Bundesrat und 

in der Kultusministerkonferenz für eine bundeseinheitliche Bildungspolitik. Dabei können auch 

Einsparungspotenziale im Landeshaushalt erschlossen werden. 
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Berufsausbildung 

Berufsausbildung hat die Aufgabe,  die Entfaltung in der standardisierten Vermittlung von 

anwendbaren Fertigkeiten, vor allem in der gewerblichen Berufsausbildung zu erreichen. 

Grundlage der Ausbildung in der Berufspraxis im Allgemeinen setzt bundesweit gleichwertige 

Abschlüsse der einzelnen Klassenstufen voraus. 

Verbunden damit sind vergleichbare, gesetzlich vorgeschriebene Ausbildungskriterien aus dem 

Bildungsministerium des jeweiligen Bundeslandes notwendig. 

BVB / FREIE WÄHLER fordert eine Verkürzung der Ausbildungszeit bei Nachweis von 

außerordentlichen Leistungen oder bei besonderer Begabung der Bewerber. 

Die theoretische Ausbildung an bestimmten zentral gelegenen Berufsschulen ist zu sichern. 

Wir streben die Möglichkeit der Nutzung zusätzlicher Ausbildungskurse an. In Ergänzung soll 

Kulturbildung und wissenschaftliche Prägung betrieben werden, um musische, gestalterische und 

technische Begabungen für die Allgemeinheit nutzbar zu machen. 

Weiterhin sollte die Möglichkeit geschaffen werden, das Abitur und den Berufsabschluss 

verbunden mit dem Fachabitur in der gleichen Zeit zu erreichen und auf diesem Weg den 

Übergang zu höheren Bildungseinrichtungen zu schaffen. 

 

Migrationspolitik 

BVB / FREIE WÄHLER steht für eine von Respekt und Miteinander getragene 

Migrationspolitik. In den vergangenen Jahren wurden bereits wichtige Schritte auf diesem 

Gebiet im Land Brandenburg unternommen. Jedoch wurden auch viele Chancen vertan, 

Brandenburg zu einem modernen, den Wert der Vielfalt schätzenden Land zu entwickeln. 

Deshalb fordern wir eine bessere Unterstützung von Menschen mit  Migrationsgeschichte. Im 

Arbeitsmarktbereich gilt es, Stellen zu schaffen, auf denen interkulturelle Kompetenz gefragt ist 

und honoriert wird. Die Akzeptanz des Verwaltungshandelns wird erhöht, wenn in Behörden, 

Schulen, Gerichten und anderen Einrichtungen mehr Migranten Beschäftigung finden. 

Deutschsprachkurse sind flächendeckend, kostengünstig und auf hohem Niveau anzubieten. 

Zugleich sind die Schülerinnen und Schüler zu motivieren, andere Sprachen in noch höherem 

Umfang zu erlernen.  
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Die Verbesserung der sozialen Situation der Menschen mit ausländischem Pass ist uns wichtig. 

Mit einer speziellen Schulung im Umgang mit Migranten sollen Behörden befähigt werden, 

Barrieren im Umgang mit Gesetzen und Vorschriften abzubauen. Die Teilhabe am 

gesellschaftlichen und kulturellen Leben ist ebenbürtig zu ermöglichen. Wir werben für die 

Einrichtung kultureller Zentren zur Förderung des Dialogs. Durch lokale Stätten der Begegnung 

können den Menschen die Kulturen und Traditionen näher gebracht werden. 

Entscheidend ist auch die Verteidigung der religiösen Toleranz. Gemeinsam mit den Bürgern 

müssen Anstrengungen unternommen werden, die ein friedliches Zusammenleben sicherstellen 

und Aufwiegelungen zum Hass konsequent entgegentreten. Hierzu muss bereits in der Schule 

der Weg geebnet werden. In den Unterricht müssen interdisziplinäre Elemente der 

Kultursensibilität und Toleranz einfließen. Dabei muss die gegenseitige Toleranz auf allen Seiten 

im Vordergrund stehen. 

BVB / FREIE WÄHLER fordert ein aktiveres Wirken der sog. Härtefallkommissionen zur 

Verhinderung von Abschiebungen. Zudem sind die Wohn- und Lebensverhältnisse in 

Asylbewerberheimen schnellstmöglich zu verbessern. 

Das Wahlrecht ist allen Menschen mit Lebensmittelpunkt in unserem Bundesland zu gewähren. 

Auch Migrantinnen und Migranten sollten das Recht haben, ihr Umfeld aktiv mitzugestalten. 

Daher sollten sie auch Stimme bei den Kommunal- und Landtagswahlen bekommen. 

 

Kulturpolitik 

Das Land braucht eine Neuaufstellung und Koordination seiner Kultur-Bildungsträger und 

Kultur-Schaffenden. In Brandenburg muss es möglich werden, alle Schritte von der 

frühkindlichen Musikerziehung über das Musikstudium hin zu den Brandenburger Bühnen in 

Brandenburg zu absolvieren. 

Einer universitären Kunst-Ausbildung muss eine grundlegend überarbeitete Musikschularbeit 

zugrunde liegen. Frühkindliche Musikförderung in Kindergärten, die Arbeit der Musikschulen, 

des Musikunterrichts an Schulen, sowie die Aktivitäten der Musikuniversität und der staatlichen 

kulturellen Stiftungen müssen sinnvoll koordiniert und auf dieser Basis übergreifende Projekte 

entwickelt werden. 

Ziel soll es sein, breiten Kreisen der Bevölkerung eine musikalische Ausbildung zu ermöglichen, 

besonders Begabte auf den Besuch musikalischer Lehreinrichtungen höherer Stufe vorzubereiten 

und das Gemeinschaftsmusizieren zu fördern. Die Musikschule soll sich einem Bildungsauftrag 

verpflichtet sehen, der im Einklang mit dem allgemeinbildenden Schulwesen zu einem 

umfassenden Kultur- und Kunstverständnis führt. Die mit der Viadrina erfolgreich geschaffene 
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herausragende Vision einer europäischen Universität auf den Gebieten der Kulturwissenschaft, 

Rechtswissenschaft und Wirtschaftswissenschaft muss auch für den Bereich der künstlerischen 

Bildung von Grund auf geschaffen werden. 

 

Musikschule 

BVB / FREIE WÄHLER spricht sich gegen die sich in den letzten Jahren abzeichnende Kürzung 

der Förderungsmittel und die dadurch resultierende Umwälzung der Kosten auf die Familien aus. 

Kindern den Unterricht an einer Musikschule zu ermöglichen, darf kein Luxusgut werden. 

Musische Bildung sollte jedem zugänglich sein und deshalb fordert BVB / FREIE WÄHLER 

eine spürbare Erhöhung des Landesanteils am Gesamtetat der öffentlich geförderten 

Musikschulen. Der Bedarf an Musikschulunterricht ist nach wie vor sehr hoch, Hunderte von 

Kindern und Jugendlichen stehen viele Monate, oft sogar mehrere Jahre auf einer Warteliste, bis 

sie einen Platz in der jeweiligen Musikschule bekommen. Die Kürzung der Fördermittel und der 

daraus resultierende Kapazitätsabbau (Stellenabbau und Minimierung der Schülerzahlen) an den 

Musikschulen stellen demnach mehr als nur einen Widerspruch dar. 

Die Förderung talentierter Nachwuchsmusiker an Musikschulen, die eine Professionalisierung 

im Musikbereich mit meist dazugehörigem Musikstudium anstreben, sieht BVB / FREIE 

WÄHLER als verbesserungswürdig an und unterstützt dementsprechend die Etablierung einer 

umfangreichen (zum größten Teil für den Konsumenten kostenfreien) Studienvorbereitenden 

Ausbildung an den Brandenburger Musikschulen. 

Entgegen den aktuellen Entwicklungen, spricht sich BVB / FREIE WÄHLER für einen Anstieg 

der Festanstellungen an öffentlich geförderten Musikschulen aus, um die Qualität der musischen 

Bildung weiterhin hoch zu halten. 

Die Kriterien zur Einstufung nach Brandenburgischem Musikschulgesetz (BbgMSchulG) für die 

"förderfähigen Musikschulen" sollten überprüft und ggf. zugunsten bislang nicht geförderter 

Musikschulen überarbeitet werden. 
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Musikhochschule 

Generell spricht sich BVB / FREIE WÄHLER für eine Ausweitung des musikpädagogischen 

Instituts der Universität Potsdam aus. Wünschenswert wäre die Etablierung weiterer 

musikbezogener Studiengänge, wie Instrumentalpädagogik, Elementare Musikpädagogik und die 

künstlerische Ausbildung auf einem Instrument. 

 

Kulturförderung des Landes 

Kulturelle Angebote gehören zur Daseinsvorsorge. Statt einer Konzentration auf Projekte in der 

Landeshauptstadt sind die Fördermittel zur flächendeckenden Versorgung des Landes zu 

verwenden. Bürgern der berlinnahen Regionen soll die Nutzung der umfangreichen Berliner 

Kulturangebote erleichtert werden. Ein landesweites Museums- und Theaterkonzept ist zu 

entwickeln, um allen Brandenburgern kulturelle Güter nahebringen zu können. 

 

Kulturelle Bildung in und außerhalb der Schule 

Die Auseinandersetzung mit Kunst und Kultur durch die Bildungseinrichtungen fördert nicht nur 

Kernkompetenzen wie kritisches Denken, Kreativität, Sprachfertigkeit und 

problemlösungsorientiertes Handeln, sondern trägt auch zu einer ästhetischen, ethischen und 

ganzheitlichen Persönlichkeitsentwicklung bei. Der kulturellen Bildung im Vorschulalter und in 

der Frühförderung soll daher verstärkte Aufmerksamkeit entgegen gebracht werden. 

BVB / FREIE WÄHLER unterstützt Bildungsprogramme, die sozial benachteiligten Kindern den 

Zugang zu musischer Bildung erleichtern. Der Landesverband der Musikschulen Brandenburg 

e.V. hat schon viele solcher Förderprogramme ins Leben gerufen. Unter dem Motto „Musische 

Bildung für alle“ ist beispielsweise das Bildungsprogramm „Klasse! Musik“ entstanden, das eine 

Kooperation von Grundschulen und Musikschulen in die Wege leitet. Ziel ist es, die Schüler von 

der ersten bis zur vierten Klasse im Rahmen des schulischen Musikunterrichts an ihr 

Wunschinstrument in Kleingruppen heranzuführen. Dieser Instrumentalunterricht wird von 

examinierten Instrumentalpädagogen geleitet und ist zum Teil kostenfrei bzw. durch einen 

geringen Jahresbeitrag finanzierbar. BVB / FREIE WÄHLER fordert, dass solche Projekte in 

Zukunft im Sinne des öffentlichen Bildungsauftrags verstärkt gefördert werden. BVB / FREIE 

WÄHLER schlägt außerdem vor, in die Kooperation auch noch in der Ausbildung befindliche, 

angehende Musiklehrer miteinzubeziehen. Musikstudenten der Universität der Künste, der 

Hochschule für Musik Hanns Eisler oder auch der musikpädagogischen Abteilung der 

Universität Potsdam könnten einen Teil des Instrumentalunterrichts der an „Klasse! Musik“ 
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teilnehmenden Grundschulen übernehmen. Die Studierenden profitieren in großem Maße von 

den gesammelten praktischen Erfahrungen in der Arbeit mit den Kindern. 

Schulische Bildung muss auch in Zukunft ausreichende Anteile an Unterricht in Musik, 

Kunsterziehung und Darstellendem Spiel anbieten. Die Etablierung von außerschulischen 

Arbeitsgemeinschaften im kulturellen Bereich ist zu unterstützen.  

 

Einführung eines starken Landeskulturbeirats 

Gelebte Demokratie und Transparenz ist die Basis erfolgreicher Kulturpolitik, denn die 

öffentliche Hand ist einer der wichtigsten Förderer der Kultur. Wir fordern die Errichtung eines 

Landeskulturbeirates, der die Aufgabe hat, das Land Brandenburg in Fragen zur Kulturpolitik zu 

beraten. Außerdem würde dieser für die Koordinierung der kulturellen Bildungspolitik und die 

Erarbeitung von Konzepte zuständig sein und gemeinsam mit den staatlichen Kulturstiftungen 

und anderen Akteuren kulturelle Projekte durchführen. 

Der Beirat soll das Bindeglied zwischen den Künstlern und der Politik sein. 

 

Kultur und Wirtschaft 

Ein attraktives kulturelles Umfeld ist eines von vielen Entscheidungskriterien bei der 

Standortwahl eines Unternehmens. „Kunst und Kultur“ als Imagefaktor haben sich als weiche 

Standortfaktoren für die Wirtschaft erwiesen. Es ist daher wichtig, Brandenburg als kreativen 

Wirtschaftsstandort international zu etablieren. 

Die Kultur stellt einen messbaren wirtschaftlichen Faktor da. Dieser kann für die 

brandenburgische Tourismus-Branche noch stärker wirksam werden. Daher muss Kultur als 

maßgeblicher Bestandteil des Brandenburger Wirtschaftspotenzials im Bewusstsein der 

Menschen verankert werden. Eine erste Maßnahme ist, die Regionalen Wachstumskerne auch als 

kulturelle Wachstumskerne zu sehen und dort Kulturprojekte anzustoßen. 

 

Kulturelle Frauenförderung      

Die tatsächliche Gleichstellung von Männern und Frauen soll gefördert werden. 

Brandenburgische Kultur- und Kunstprojekte sollen solange ein Augenmerk darauf haben, bis 

die Gleichstellung gelebte Praxis ist, und Frauen die Möglichkeit haben, selbstbestimmtes 

künstlerisches und kulturelles Leben zu schaffen. 
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Sportpolitik 

BVB / FREIE WÄHLER steht für einen Ausbau des Schulsports ein, der an Brandenburger 

Schulen stark vernachlässigt wird. Ohne ausgiebigen und intensiven Sport ist die Entwicklung 

der heranwachsenden Jugendlichen mit erheblichen Gesundheitsrisiken und 

Motivationsproblemen verbunden.  

Die Sportlehrer haben nicht mehr die Ausdauer und die Autorität, den Kindern Sportunterricht in 

dem Maße zu vermitteln, wie es erforderlich wäre. Wir fordern ein landesweites Konzept für den 

Schulsport, ohne Ausfallstunden und mit ganzheitlichen sportlichen Ansätzen zur umfassenden 

sportlichen Ertüchtigung. 

Weiterhin ist eine fortwährende Weiterbildung der Sportlehrer notwendig, um die Gesundheit 

der Schüler umfassend zu fördern. 

Der Sport fängt schon im Kindergarten an, die Erzieher müssen daher in die Pflicht genommen 

werden, Koordination, Geschicklichkeit, Gymnastik, Kondition, Feinmotorik mit den Kindern 

gezielt zu erarbeiten. Diese fünf Punkte müssen im Schulsport weiterhin beibehalten und 

effektiver sowie intensiver gestaltet werden. 

Behinderte Kinder müssen besser im Schulsport integriert werden. Hierfür muss das notwendige 

ausgebildete Personal vorhanden sein. 

Rauch- und Alkoholverbote auf öffentlichen Trainingsplätzen sollten die Vorbildfunktion auch 

in Vereinen unterstreichen. 

Der freie Zugang zu öffentlichen und öffentlich geförderten Sportgeländen und Sportstätten 

sollte allen Sportlern garantiert werden, solange der Normalbetrieb es zulässt und keine Schäden 

oder Beeinträchtigung zu befürchten sind. 

 

3. Gesundheitspolitik 
 

Gesundheit 

Der eklatante Mangel an Landärzten stellt für das Flächenland Brandenburg eine große 

Herausforderung für die ärztliche Versorgung der Zukunft dar. Erschwerend hinzu kommt die 

dünne Besiedelung. Auf keinen Fall dürfen dem Bürger weite Wege und lange Reaktionszeiten 

der Notfallmedizin in akuten Situationen zugemutet werden. BVB / FREIE WÄHLER möchte 

Anreize für junge Ärzte schaffen, sich in Brandenburg niederzulassen, um so die Versorgung der 
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Bürger auch in Zukunft sicherzustellen. Als Instrumente können dafür Prämien oder 

Steuererleichterungen dienen. 

BVB / FREIE WÄHLER fordert die Einführung einer Bürgerversicherung, um jede Person der 

Gesellschaft am Krankenkassensystem in Deutschland zu beteiligen. Von dieser Versicherung 

wird nur die Grundversorgung auf dem Niveau der gesetzlichen Krankenversicherung 

übernommen, weitere Dienste können über private und öffentliche Zusatzversicherungen 

hinzugebucht werden. Die bestehenden gesetzlichen Krankenversicherungen sollten in eine 

Gesellschaft überführt werden, um Verwaltungskosten zu sparen. Dies garantiert die 

Konzentration auf die wirklich notwendige Gesundheitsversorgung für Bürger und damit mehr 

Effektivität.  

Wir fordern die Abschaffung der kassenärztlichen und kassenzahnärztlichen Vereinigung, so 

dass Ärzte und Zahnärzte direkt über eine Krankenkasse abrechnen können. Diese Veränderung 

setzt zusätzliche Ressourcen frei und erhöht die Effektivität, da weniger Kosten durch die 

Verwaltung anfallen. 

Wir unterstützen die Schaffung einer medizinischen Fakultät in Brandenburg. 

 

Nichtraucherschutz 

Der Tabakkonsum hat unbestritten negative Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit. So 

ist das Rauchen unter anderem krebserregend und verursacht Herz- und Gefäßerkrankungen. 

Doch besonders tragisch am Tabakkonsum ist der Umstand, dass auch völlig unbeteiligte 

Personen gesundheitlich geschädigt werden können. So gilt es ebenfalls als erwiesen, dass das 

Passivrauchen oftmals gar stärkere Auswirkungen hat als für die rauchende Person selbst. BVB / 

FREIE WÄHLER will den Menschen nicht vorschreiben, wie sie ihr Leben gestalten, doch da, 

wo die Gesundheit anderer gefährdet wird, endet die Freiheit des Einzelnen. Aus diesem Grund 

stehen wir für ein konsequentes Rauchverbot in jedermann zugänglichen Räumen ein.  

Das Brandenburgische Nichtrauchendenschutzgesetz ist daher weiterzuentwickeln und der 

Schutz vor dem Passivrauchen in der Öffentlichkeit zu erhöhen. Konkret fordern wir das 

Rauchverbot in Diskotheken, Hotels, Kultureinrichtungen und sämtlichen Gaststätten. 

Ausnahmen sollen nur dann möglich sein, wenn separate Raucherräume baulich von übrigen 

Räumen getrennt sind. Das Rauchverbot ist von den Behörden konsequent umzusetzen. Im 

schulischen Bereich ist der Wissensvermittlung über die Folgen des Tabakkonsums eine stärkere 

Priorität als bisher einzuräumen. 
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4. Infrastruktur 

 

Strukturpolitik 

Ziel der Strukturpolitik muss die Vermeidung und Überwindung von Strukturkrisen sein. 

Vergangene und gegenwärtige Krisen sind in Deutschland bisher nicht entscheidend negativ 

wirksam geworden, stellen aber langfristig eine große Gefahr dar. 

Wichtigstes Ziel muss es sein, die Neuverschuldung zu stoppen und den Schuldenabbau im Land 

einzuleiten.  

Dies darf aber nicht durch Erhöhung der Steuern und Abgaben erreicht werden sondern infolge 

Einnahmenerhöhung durch Wirtschaft und Tourismus. Voraussetzung dafür ist die Schaffung 

von günstigen Rahmenbedingungen für die Wirtschaft, z.B. durch Unterstützung und Förderung 

des Klein- und Mittelstandes – als dem Motor der Wirtschaft. 

Als weiteren wichtigen Schritt sehen wir die Kostensenkung durch Abbau der Bürokratie und 

Vereinfachung der Verwaltungsstrukturen an. Die Aufgaben der Verwaltungen sind zu 

vereinfachen, die Verwaltung darf nicht zum Selbstzweck existieren.  

Die Landkreise, Ämter und Gemeinden müssen noch mehr für die Bürger da sein. Dies kann 

durch  Kompetenzerhöhung der örtlichen Verwaltungen erreicht werden.  

Ein Amt bzw. die Gemeindeverwaltung soll vor Ort Zustimmungen geben können, ohne dass bei 

jedem Vorgang der Landkreis oder übergeordnete Stellen einbezogen werden müssen.  

Nur bei Ablehnung, Ein- oder Widersprüchen muss die höherstehende Behörde hinzu gezogen 

werden. 

Eine Vereinfachung des Steuersystems ermöglicht nicht nur die Verringerung des 

Verwaltungsaufwandes, sondern auch ein besseres Verständnis in der Bevölkerung. Jeder Bürger 

muss seine Steuererklärung selbständig durchführen und durchschauen können. Dies erhöht auch 

die Akzeptanz der Steuerveranlagung bei den Bürgern. 

BVB / FREIE WÄHLER fordert eine Förderung der engeren Zusammenarbeit mit dem 

Nachbarland Polen. Das kann Sprachkurse und auch rechtliche Beratung bei Vertragsabschlüsse 

mit polnischen Firmen beinhalten. Beide Partner benötigen die notwendige Sicherheit, dass sie 

für die geleistete Arbeit auch ihren Lohn erhalten.  

Mit uns soll es nur noch eine Vergabe von Subventionen zur Förderung bestimmter 

Wirtschaftszweige geben, dies aber immer nur über einen begrenzten Zeitraum.  
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Weiterhin ist ein konsequentes Einsparen in den Verwaltungen notwendig. Dabei ist sich an den 

Empfehlungen des Landesrechnungshofes zu orientieren. 

Ein Ausbau der Infrastruktur (Verkehrswege, Telekommunikation, Stromnetze) ist dringend 

notwendig, um Brandenburg für die Zukunft wettbewerbsfähig zu machen. 

BVB / FREIE WÄHLER erwartet eine enge Zusammenarbeit zwischen Berlin und Brandenburg. 

Die dahingehenden Vorschriften in Berlin und Brandenburg sollen daher möglichst 

vereinheitlicht werden. Dabei ist die jeweils optimale Lösung zu finden. Damit ergibt sich die 

Chance für beide Länder, bei Gesetzen und Vorschriften eine Vorreiterrolle in Deutschland zu 

übernehmen und weiteren Aufwand in der öffentlichen Verwaltung zu verringern. 

Wir fordern die freie Wahl der Kindergärten und Schulen für unsere Kinder. Es kann nicht sein, 

dass lange Wege in Anspruch genommen werden müssen, obwohl die Kita bzw. Schule im 

Nachbarbundesland schneller erreichbar ist. Daher müssen kommunale und Schulbezirksgrenzen 

unberücksichtigt gelassen werden und der Preis zusätzlicher, aber zeitlich kürzerer 

Schulbusfahrten ist in Kauf zu nehmen. 

 

Ländliche Entwicklung 

Das Leben in den ländlichen Regionen ist überwiegend  geprägt von Benachteiligungen der dort 

lebenden Menschen.  Besonders die Versorgung mit Dingen des täglichen Bedarfes und die 

Verkehrsanbindungen sind sehr eingeschränkt. 

Unsere heutige Gesellschaft, die geprägt ist vom Gewinnstreben und dem damit verbundenen 

Erzielen von Einsparungen, behindert teilweise sehr stark die ländliche Entwicklung und lässt 

den Abstand  zum Leben in der Stadt immer größer werden. Die Folgen sind Landflucht und die 

Entvölkerung ländlicher Regionen und somit eine negative demografische Entwicklung, die sich 

auf dem Land verhältnismäßig stark darstellt. 

Unsere Bürger sollen jedoch in ihrer angestammten Heimat bleiben können.  

Daher fordern wir als  BVB / FREIE WÄHLER die Stärkung der ländlichen Regionen und somit 

eine nachhaltige ländliche Entwicklung.  Dies betrifft verschiedene Bereiche. 

Die Land- und Forstwirtschaft  ist ein bedeutender Arbeitgeber auf dem Land und ein wichtiger 

Pfleger und Bewahrer der ländlichen Kulturlandschaft. Sie beteiligt sich intensiv an der 

Gestaltung des Zusammenlebens in den Dörfern und der Gemeinde.  Daher ist eine Stärkung der 

ländlichen Betriebe durch niedrige Kreditzinsen, günstige Pacht- bzw. Kaufkonditionen für 

ehemalige Treuhandländereien dringend notwendig. Es muss einen Bestandschutz über 
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Treuhandflächen für  Betriebe bis 2000 Hektar geben.  Landwirtschaft hat Priorität vor 

plakativen Umweltschutzmaßnahmen. Wir fordern staatliche Unterstützungsmaßnahmen bei 

nicht durch den Landwirt verschuldeten Ertrags- bzw. Einnahmeausfällen und unbürokratische 

Genehmigungsverfahren und Kreditvergaben bei der Schaffung von neuen Geschäftszweigen der 

Land- und Forstwirtschaft. 

In der Tourismusindustrie gilt neben den punktuellen traditionellen Tourismusregionen unser 

Augenmerk vor allem dem sogenannten sanften Tourismus, wie er flächendeckend forciert 

werden muss. Daher sind unbürokratische Genehmigungsverfahren und Kreditvergaben bei  

touristischen Maßnahmen notwendig. 

Auch der flächendeckenden Versorgung im Gesundheitswesen kommt eine große Bedeutung zu. 

Wir sind uns bewusst, dass nicht in jedem kleinen Dorf eine Arztpraxis oder Apotheke sein kann. 

Aber weite Wege in die nächste Stadt sind besonders mit dem unzureichend zur Verfügung 

stehenden Nahverkehr vor allem für unsere älteren Mitbürger nicht zumutbar. Daher sind 

stärkere  staatliche Anreize für die Niederlassung von Allgemein- und  Fachärzten im ländlichen 

Raum zu schaffen. Lösungen wie ein Apothekenservice oder eine rollende Apotheke sind 

genauso zu prüfen wie die stärkere Wiederbelebung des Prinzips der Gemeindeschwester. 

Die örtliche Versorgung in den ländlichen Gebieten ist als mangelhaft zu bezeichnen. Mit der 

Entwicklung immer stärkerer ökonomischer Zwänge sind auch die meisten 

Verkaufseinrichtungen in den Dörfern und somit wichtige Kommunikationsorte  weggebrochen. 

Hiervon am meisten betroffen sind wieder unsere älteren und zumeist weniger mobilen 

Mitbürger. Daher wollen wir die Schaffung eines mobilen Verkaufssystems für Lebensmittel und 

Grundbedarf. Wichtig hierbei ist die Koordinierung und Zentralisierung der Standorte der 

einzelnen mobilen Anbieter,  so dass mehrmaliges Aufsuchen der Verkaufswagen entfallen kann.   

Der öffentliche Nahverkehr ist eine wichtige Grundvoraussetzung für die Teilhabe am Leben, 

das sich durch die bereits genannten Entwicklungen immer mehr in Zentren abspielt. Wir sind 

uns aber im Klaren darüber, dass auch ein öffentlicher Nahverkehr kostendeckend arbeiten muss. 

Daher sind mehr kleinteilige und dem Bedarf angepasste Angebote von Bus und Bahn zu 

schaffen oder Abholservices und Rufbussysteme einzurichten. 

Der Seniorenbetreuung in den ländlichen Gebieten kommt eine immer wichtigere Bedeutung zu. 

Vielen älteren Menschen fehlen Verwandte, Bekannte und Freunde, die aufgrund der 

Demografie und des fortwährenden Wegzugs nicht mehr zur Verfügung stehen, die aber zur 

Bewältigung des Alltags und zur Pflege sozialer Kontakte notwendig sind. Trotzdem wollen 

viele ältere Menschen möglichst in der Nähe ihres vertrauten Umfeldes bleiben, auch wenn sie 

die Herausforderungen eines eigenen Haushaltes nicht mehr bewältigen. Daher müssen mehr 

Seniorenklubs mit Ganztagsangeboten und Mittagsversorgung geschaffen werden sowie mehr 
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betreute Wohnangebote vor Ort und mehr Zeit von Betreuern bei der Pflege und Versorgung von 

älteren Bürgern zu Hause zur Verfügung gestellt werden. 

Mit der Umsetzung der Polizei- und Justizreform wird auch besonders in den ländlichen 

Regionen die polizeiliche Präsenz und somit das Sicherheitsgefühl der Bürger deutlich 

abnehmen. Daher ist durch geeignete organisatorische Maßnahmen die Polizeipräsenz und somit  

das schnelle  Erscheinen vor Ort abzusichern.  

Die Kommunikationsmöglichkeiten auf dem Land stehen noch immer nicht zufriedenstellendem 

Umfang zur Verfügung. Dieses wichtige Thema ist im Land Brandenburg von Anfang an in 

seiner Bedeutung und seinem materiellen Aufwand verkannt und vernachlässigt worden. Daher 

fordern wir die Schaffung eines flächendeckenden Breitbandsystems für mindestens 90 Prozent  

der Haushalte im ländlichen Raum, denn das ist eine elementare Voraussetzung für die 

erforderliche Kommunikation unserer Unternehmen im Land und damit für neue 

Unternehmensansiedlungen, aber auch ein Grundrecht der Daseinsfürsorge. 

Die aufgeführten Bereiche sind nicht nur ein Wohlfühlfaktor unserer Bürger in den ländlichen 

Orten, sondern vor allem ein wichtiger Standortfaktor und entscheidend für die Frage der 

Erhaltung der historischen Strukturen und Verlangsamung des demografischen Wandels. 

 

Infrastrukturpolitik 

Bei der Landesplanung darf nicht nur der Bereich um Berlin betrachtet werden. Brandenburg ist 

ein Flächenland und muss daher auch im Ganzen wahrgenommen werden. Die Mittelzentren und 

Gemeinden außerhalb des Speckgürtels von Berlin müssen mehr Unterstützung vom Land 

erhalten, da sie nicht von der Nähe zur Bundeshauptstadt profitieren. 

Durch strukturelle Veränderungen sind viele Kommunen in Brandenburg nur noch in der Lage, 

Pflichtaufgaben zu erfüllen. Wichtige Projekte beim Straßenbau und bei der 

Straßeninstandsetzung können nicht mehr realisiert werden. 

Bei der Landesregierung muss mehr Augenmerk auf den Erhalt der vorhandenen Straßen im 

Landes- und Kreisbereich gelegt werden. Die eingenommenen Steuern bei der Mobilität müssen 

endlich auch in die Zukunft der Mobilität investiert werden. 

Die Kürzung der Städtebauförderung durch die Bundesregierung ist mit erheblichem 

Investitionsverlust in den Ländern verbunden, was sich schließlich auf die Investitionstätigkeit 

der Kreise und Kommunen auswirkt. 
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Durch diese Kürzungen fehlen Aufträge an den Mittelstand und Auswirkungen auf den 

Arbeitsmarkt sind die Folge. 

BVB / FREIE WÄHLER fordert ein Umdenken bei Bundes- und Landesregierung bei der 

Städtebauförderung und der Infrastrukturförderung, um der strukturellen Destabilisierung großer 

Landesteile  entgegenzuwirken.  

Planungs- und Genehmigungsverfahren sind zu vereinfachen und straffen 

 

Verkehrspolitik 

Mobilität ist für Personen und Wirtschaftsgüter unabhängig von der Wahl der Verkehrsmittel 

kostengünstig und nachhaltig zu gestalten. 

Leistungsfähige Transportsysteme waren und sind unabdingbare Voraussetzungen für die 

Entwicklung von Gesellschaft und Wirtschaft. Als Vertreter einer sozialen  Marktwirtschaft ist 

BVB / FREIE WÄHLER auf keine Verkehrsform ideologisch festgelegt. Wir fordern aber, dass 

die Verkehrsfragen und -lösungen immer wieder auf Notwendigkeit, Kosten und Nachhaltigkeit, 

also entsprechend auf die Sinnhaftigkeit für den Verkehrsbereich und darüber hinaus auch auf 

die Korrelation mit anderen Bereichen von Gesellschaft und Wirtschaft überprüft werden. Es 

gibt keine einfachen Antworten auf Fragen des Verkehrs in der Zukunft. Dafür sorgen 

Unsicherheiten der demografischen Entwicklung im Land und in den unterschiedlichen 

Regionen und Fragen nach den Wirtschaftsgütern, die im Land zukünftig hergestellt, vertrieben 

und importiert werden sollen und nach den zukünftig zur Verfügung stehenden Energieformen 

für Transportaufgaben. Letztlich stehen Abwägungen an, wie viel  Landressourcen verbraucht 

werden dürfen, wie viel Gesundheitsgefährdungen in Form von Lärm, Abgasen und aus den 

Restunsicherheiten jeder Verkehrsform den Teilnehmern und passiven Anwohnern zumutbar 

sind.  BVB / FREIE WÄHLER setzt auf solide Erörterung der komplexen Sachverhalte in 

Fachgremien und mit der Bevölkerung und die Bereitschaft Fehlentwicklungen zu korrigieren. 

Nachfolgend einige Thesen, die anregen sollen, das Thema Verkehr breit zu erörtern. 

 

Allgemeine Fragen 

Das Subsidiaritätsprinzip gilt auch für den Verkehrsbereich. Für die Zuständigkeitsbereiche der 

Bundesrepublik, des Landes und der Kommunen muss daher auch eine originäre 

Finanzzuständigkeit uneingeschränkt gelten. 
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Öffentlicher Personennahverkehr ist nur als gemeinwirtschaftlicher Verkehr realistisch, 

Bestellung und Durchführung für den Busortsverkehr obliegt den kreisfreien Städten und 

Landkreisen und der Schienenverkehr den Ländern, die Kosten des gemeinwirtschaftlichen 

Verkehrs sind auf Effizienz zu untersuchen und transparenter der Bevölkerung zu präsentieren. 

Für den Schienenfernverkehr hat der Bund kostengünstig eine gut ausgebaute 

Anlageninfrastrukur anzubieten. 

Brandenburg und Berlin sind als zwei Bundesländer mit je spezifischen Problemlagen 

verkehrstechnisch  untrennbar aneinander gekoppelt. 

 

Öffentlicher Personennahverkehr 

Im Flächenland Brandenburg mit einer alternden und schrumpfenden Bevölkerung ist der 

öffentliche Personennahverkehr zu stärken, um Ressourcen zu sparen, die vorgegebenen Ziele 

bei der Verringerung von Lärm- und Feinstaubimmissionen zu erreichen und den 

Brandenburgern eine angemessene Teilhabe am Leben im Land zu ermöglichen. 

BVB / FREIE WÄHLER fordert ein klares Konzept der Landesregierung zum Ausbau des 

öffentlichen Personennahverkehrs zur Stärkung gegenüber dem Individualverkehr. Dabei sind 

die Kommunen bei den notwendigen Investitionen zu unterstützen, gegebenenfalls besser zu 

vernetzen, um mögliche Synergieeffekte zu erzielen. 

 

Flugverkehr 

Brandenburg und Berlin benötigen die Anbindung an den nationalen und internationalen 

Flugverkehr, welche mit dem Ausbau des Flughafens Schönefeld infrastrukturell gegeben ist. 

Visionen von einem internationalen Drehkreuz Berlin/Schönefeld muss von BVB / FREIE 

WÄHLER klar widersprochen werden, da dies nur im Kontext mit einem ungehinderten 

Nachtflugverkehr erreichbar ist. Dafür aber liegen die Start- und Landerouten zu sehr über dicht 

besiedelten Regionen. Außerdem würde diesbezüglich anderen deutschen Flughäfen nur eine 

steuerfinanzierte Konkurrenz bereitet werden. Darum sprechen wir uns für  bedarfsgerechte 

Direktflugangebote in alle Welt, aber gegen ein Drehkreuz aus. 

Zum Erreichen des Flughafens muss für alle Brandenburger Regionen eine elegante 

Erreichbarkeit mit dem ÖPNV durch das Land gemeinwirtschaftlich bereitgestellt werden. 
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Schienenverkehr 

Im Sinne der Daseinsfürsorge muss der Bund auch in weniger dicht besiedelten Regionen 

Deutschlands das Fernbahnnetz und den Kern der Regionalnetze in einem zeitgemäßen Zustand 

ausbauen und erhalten. Zuverlässigkeit, Sicherheit im Betrieb und Verkehr sollten Vorrang vor 

fragwürdigen Geschwindigkeitserhöhungen haben. 

Da schienengleiche Straßen- und Wegekreuzungen auch mit Sicherung durch eine 

Halbschrankenanlage nach wie vor Unfallschwerpunkte und Stauquellen darstellen, sollten diese 

abhängig von den Gesamtkosten in niveaufreie Brückenkreuzungen gewandelt werden. 

Die noch unvollendeten Ausbaustücke des Knotens Berlin für Bereiche der Dresdener, Nord- 

und Kremmener Bahn sind mittelfristig zur Komplettierung der Infrastruktur einzufordern. 

Die Regionalisierungsmittel des Bundes für die Länder sind komplett und sorgfältig für 

Schienenverkehrsleistungen einzusetzen. 

Lärmimmissionen sind vor allem durch Innovationen im Bereich Rad-Schiene und durch 

geringere Geschwindigkeiten im Güterverkehr zu bekämpfen, weil nur dadurch eine annehmbare 

Gestaltung und eine Kosteneffizienz erreicht werden. 

 

Wasserstraßenverkehr  

Das Wasserstraßenprogramm im Zuge des Bundeswegeplanes soll zügig als Zukunftsinvestition 

umgesetzt werden, auch wenn gegenwärtig eine entsprechende Auslastung nicht in Sicht ist. 

Die kleineren Flüsse und Kanäle sollen mit geringen Aufwendungen für touristische Zwecke 

vorgehalten werden. 

 

Öffentliches Straßennetz 

Das öffentliche Straßennetz trägt die Hauptlast des individuellen, öffentlichen und des 

Wirtschaftsverkehrs. Dies wird sich angesichts der Investitionspläne im öffentlichen 

Personennahverkehr auch mittelfristig nicht ändern. 

Brandenburg hat ein dichtes Straßennetz, Änderungen und Ergänzungen sind abgesehen von 

Detaillösungen wie z.B. zur  Entlastung von Ortsdurchfahrten nicht nötig. In jedem Fall sollten 

bei der Verkehrsplanung ingenieurtechnische Lösungen den Vorrang vor umfangreichen 

Landverbrauch haben; 
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Last- und Volumenerhöhungen für Lastkraftwagen lehnen wir wegen der negativen Folgen, wie 

zum Beispiel Behinderung des Individualverkehrs, erhöhte Emissionen  und massive 

Straßenschädigung ab. 

Notwendige Baumaßnahmen sind durch die Straßenbaulastträger so zu gestalten, dass der 

dienende Zweck  der Straßen nicht mehr und länger ausgesetzt ist, als bautechnisch für die 

Baumaßnahme notwendig erscheint. 

 

Umwelt, Energieformen und Besteuerung 

Wachsendes Mobilitätsverhalten und wachsender Handel mit fernen Regionen haben ein 

entsprechendes Wachstum bei Emissionen und Energie zur Folge. Eine Gegensteuerung ist 

zwingend geboten. Unter Beachtung der Freiheit des Einzelnen in der Mobilitätsgestaltung 

fordern wir ein System, in dem die tatsächlichen volkswirtschaftlichen Kosten des Verkehrs auf 

den jeweiligen Verbraucher umgelegt werden. Dabei ist unnötiger Verkehr zu vermeiden, 

ansonsten ist zur Zweckerfüllung die Verkehrsart mit dem wirtschaftlich geringsten Aufwand zu 

wählen. 
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5. Wirtschaft 

 

Wirtschaftspolitik 

Mittelstandspolitik 

BVB / FREIE WÄHLER bekennt sich zu einer mittelstandsfreundlichen Politik und unterstützt 

die in unserem Bundesland aktiven Selbstständigen, Gewerbetreibenden und Unternehmer. Der 

Mittelstand ist das Rückgrat unserer Brandenburger Wirtschaft. Er stellt den Großteil der 

Arbeitsplätze, bietet Jugendlichen eine berufliche Ausbildung und trägt wesentlich zur 

Wertschöpfung bei.   

Aufgabe des Landes sollte hingegen sein, den fairen und ungehinderten Wettbewerb zwischen 

den Unternehmen zu ermöglichen und Tendenzen zur Wettbewerbsbeschränkung zu korrigieren.  

Grundsätzlich sind wir der Ansicht, dass staatliche Institutionen nur im Ausnahmefall in das 

Wirtschaftsgeschehen eingreifen sollten. Eine aktive Wirtschaftsförderung sehen wir aufgrund 

vielfältiger wettbewerbsverzerrender Effekte mit großer Skepsis.  

Demgegenüber sind wir der Ansicht, dass die passive Unterstützung des Mittelstands, u.a. durch 

zeitnahe Genehmigungsverfahren, Hilfen bei Förderanträgen, Ansprechpartner für behördliche 

Dienstleistungen ein wesentlicher Baustein ist, um eine effiziente Leistungserbringung der 

Wirtschaft zu ermöglichen. Hierbei sollten die Landkreise und Gemeinden ihre Aufgabe 

eigenverantwortlich wahrnehmen. Das Land hat lediglich sicherzustellen, dass die 

entsprechenden Verwaltungsebenen ihre Aufgabe vollumfänglich erfüllen können. 

 

Innovationspolitik 

Nur mit hochinnovativen Produkten kann sich Deutschland mit seinen Unternehmen auf einem 

immer mehr globalisierten Markt behaupten. Diese Aussagen  gelten auch und vor allem für das 

Bundesland Brandenburg, das in den entsprechenden  deutschlandweiten Auswertungen bei allen 

untersuchten Kriterien, z.B. beim wirtschaftlichen Erfolg  von geförderten Innovationen der 

kleinen und mittelständischen Unternehmen (KMU), einen jeweils unterdurchschnittlichen Platz 

im letzten Drittel aller Bundesländer belegt. Seit 2007 sinkt die Anzahl der in Brandenburg 

angemeldeten Patente stetig ab. Einzig der Anteil der innovationsaktiven Unternehmen, der eine 

öffentliche finanzielle Förderung von Innovationsprojekten (inklusive Forschungs- und 

Entwicklungsprojekten) erhalten hat, lag in den untersuchten Jahren 2006 bis 2008 in 

Brandenburg mit am höchsten, was in Verbindung mit den anderen untersuchten Kriterien eine 
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unspezifische, unkontrollierte Förderpolitik mit der Gießkanne durch die Landesregierung 

erkennen lässt. 

BVB / FREIE WÄHLER fordert den Aufbau einer leistungsfähigen, stabilen, sich durch 

Innovationen selbst tragenden Wirtschaft.  Eine mittel- bis langfristige Wirtschaftspolitik in 

Brandenburg muss daher zuerst und entscheidend die Innovationskraft der KMU fördern.  

Wirtschaftspolitik in Brandenburg muss von der Förderung von veralteten Industrien wie dem 

Braunkohleabbau und der -verstromung, der überdimensionierten Abfallwirtschaft sowie 

vermeintlicher Innovationen wie der umweltschädlichen CCS-Technik zur Schaffung von 

Alternativen übergehen.  

Steuerliche Anreize für Innovationen und daraus abgeleitete Investitionen sind unbedingt zu 

schaffen. Unternehmer, risikobereite Forscher und Entwickler und vor allem Gründer von 

Startup-Unternehmen dürfen in der Gründungs- und Anlaufphase ihrer Unternehmen, aber auch 

später u.a. durch überhöhte Steuern, ständig verschärfte und verkomplizierte Steuergesetze, 

teilweise unsinnige Abgaben, sich selbst widersprechende bürokratische Regelungen und viel zu 

hohe Sozialversicherungsbeiträge nicht weiter in das finanzielle und soziale Abseits gestellt 

werden. 

BVB / FREIE WÄHLER will die Wettbewerbsbedingungen vor allem für die KMU verbessern. 

Die KMU bilden die Basis der Brandenburger Wirtschaft. Dazu brauchen sie entsprechende 

politische und gesellschaftliche Bedingungen.: 

Wir stellen folgende konkrete Forderungen an  die Bundes- und Landespolitik in den Mittelpunkt 

unserer Arbeit auf dem Gebiet der Innovationsförderung. Wir fordern die Abkehr von der 

unsinnigen Festlegung und Bündelung der wirtschaftlichen Wachstumsfelder in sogenannten 

„Clustern“ durch das Brandenburger Wirtschaftsministerium und den Berliner Senat, einem 

offenkundigen Relikt realsozialistischer Planungsinstrumente. Die Politik darf nicht entscheiden, 

auf welchen Gebieten oder in welchen Territorien private Wirtschaft zu investieren hat oder 

Innovationen getätigt werden dürfen. Weiterhin fordern wir die Abkehr der Politik von 

staatlichen Wirtschaftsförderorganisationen auf Landes-, Kreis- und Kommunalebene. Wir 

fordern eine wirkliche Reform des Unternehmenssteuerrechts mit dem Anspruch, dass 

Steuergeschenke an die Konzerne nicht durch die KMU ausgeglichen werden dürfen.  In diesem 

Zusammenhang soll ein Anwendungsverbot des ursprünglich für Galerien und Reiterhöfe 

geschaffenen Steuerrechts zur sogenannten „Liebhaberei“ auf  produktive und zugehörige 

Handelsunternehmen sowie Aussetzung der Beobachtung junger Unternehmen von geringer 

Größe durch alle Finanzverwaltungen für wenigstens 15 Jahre geschaffen werden. Weiterhin 

sollte eine Steuerbefreiung für wenigstens fünf Jahre bei Startup-Unternehmen bis maximal 50 

Beschäftigten installiert werden, die nicht als verlängerte Werkbank von Konzernen oder 

Großunternehmen fungieren. Eine Befreiung von der Umsatzsteuer auf Einnahmen (Brutto- 
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entspricht Nettoeinnahme) für wenigstens drei Jahre nach Gründung soll die Eigenkapitalquote 

der neuen Unternehmen erhöhen. Wir fordern eine Sonderwirtschaftszone Brandenburg 

innerhalb der fünf neuen Bundesländer für Startup-Unternehmen. Dies betrifft 

Zollbestimmungen, Einfuhrrecht, Förderung von Kooperationen mit EU- und 

Entwicklungsländern sowie Schwellenstaaten. Außerdem soll es die Möglichkeit der Bildung 

einer steuerfreien Gewinnrücklage, z.B. über Ansparabschreibungen geben, wie es bis zur 

schwarz-roten Unternehmenssteuerreform möglich war. 

Die Hebung der sozialen und fachlichen Kompetenz bei den Mitarbeitern und Leitern der 

Finanzämter ist zwingend notwendig.  Die Finanzbeamten müssen ihre Rolle im 

gesamtwirtschaftlichen Prozess der Wirtschaft erkennen und wahrnehmen. Es muss generell 

wieder zu einer vertrauensvollen Zusammenarbeit  zwischen Unternehmen und den 

Steuerbehörden kommen.  

Wir fordern Förderungsmöglichkeiten auch nach fünf Jahren Gewerbetätigkeit über zinslose 

Kredite. Dabei Einbeziehung der Industrie- und Handelskammern, Handwerkskammern und 

Unternehmerverbände bei Antragstellung und Kreditvergabe. Das Problem der 

Kapitalausstattung der Startup -Unternehmen und der Schaffung solider Eigenkapitalreserven 

sowie des Cashflow müssen besonders für die neuen Bundesländer endlich gelöst werden.  

Unternehmer tragen nicht nur ihr unternehmerisches Risiko allein, sie zahlen auch ihre 

Sozialabgaben ausschließlich aus eigener Tasche. Die überhöhten Sozialbeiträge für Startup-

Unternehmer, die auch bei finanziellen Verlusten aufgrund viel zu hoher  

Mindestbemessungsgrenzen des Einkommens zu zahlen sind, müssen abgeschafft werden. Das 

Krankengeld für freiwillig versicherte Unternehmer ist ohne zusätzliche Beiträge zu gewähren, 

wie es bis zum Jahre 2010 möglich war. Um Unternehmer der KMU mit einer 

menschenwürdigen Rente auszustatten, müssen Mindestrenten auf  dementsprechendem Niveau 

festgelegt werden. 

Bürokratische Bestimmungen zur Sozialversicherung von Arbeitnehmerinnen und 

Arbeitnehmern der Unternehmen sind zu entschlacken und wesentlich zu vereinfachen. 

Die Verwirklichung dieser konkreten Maßnahmen sichert mittel- bis langfristig die 

Rahmenbedingungen für mehr Innovationen. Sie führen zur Entwicklung der Wirtschaft, 

insbesondere der  kleinen und mittelständischen Betriebe. Diese können somit zum Jobmotor 

werden, schaffen  hochwertige Arbeitsplätze und  tragen wesentlich zum ökonomischen und 

sozialen Fortschritt der Gesellschaft bei.  
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Ladenöffnungszeiten 

BVB/ Freie Wähler fordert  die völlige Liberalisierung der Ladenöffnungszeiten unter 

Berücksichtigung der Tarifpartnerschaft zwischen Gewerkschaften, Arbeitnehmern und 

Arbeitgebern. 

 

Forschung und Entwicklung 

Wir werden unabhängig von den Lippenbekenntnissen der etablierten Parteien daran festhalten, 

für Erststudenten bis zum Masterabschluss oder einem vergleichbarem Abschluss keinerlei 

Studien- oder Anmeldegebühren zu erheben. Mit uns wird es auch keine versteckten oder anders 

benannten Studiengebühren geben. 

Die Finanzierung der Universitäten und Fachhochschulen sowie der verbliebenen 

Forschungsinstitute des Landes ist mittelfristig auf eine stabile, an internationalen Standards 

orientierte Grundlage zu stellen. Die Ausgaben für Forschung und Entwicklung sind mittel- bis 

langfristig auf einen Anteil von wenigstens 5 Prozent des BIP unseres Bundeslandes anzuheben. 

Lehrstühle sind angemessen finanziell auszustatten, um renommierte Wissenschaftler sowie 

adäquates Personal nach Brandenburg zu holen bzw. talentierten Nachwuchs im Lande zu halten. 

Die Einrichtung „Juniorprofessur“ ist generell auf den Prüfstand zu stellen, da sie überwiegend 

aus Sparzwängen geschaffen wurde und sich bisher kaum bewährt hat. Wenn  Juniorprofessuren 

keine Qualitätsforschung generieren, sind sie gegebenenfalls abzuschaffen. 

Talentierter Nachwuchs ist über spezielle Programme gezielt zu fördern. Dabei ist ein besonderer 

Schwerpunkt auf die Förderung von Frauen, Migranten und Kindern von Nichtakademikern zu 

richten. 

Die Autonomie der Hochschulen ist zu verwirklichen. Dabei muss ein wesentlicher Bestandteil 

der Hochschulautonomie ein Qualitätsmanagementsystem sein, mit dem Hochschulen im 

nationalen und internationalen Ranking vergleichbar werden. 

Universitäten und Hochschulen sind keine Altersruhesitze für gescheiterte Politiker sowie 

fachfremde, pensionierte Beamte. Eine Mitarbeit des genannten Personenkreises in 

akademischen Einrichtungen ist außer in Leitungsfunktionen möglich, hat aber ehrenamtlich und 

damit unentgeltlich zu erfolgen. 

Eingeworbene Drittmittel sollen nicht undifferenziert in die Haushaltstöpfe der Universitäten 

und Hochschulen fließen, sondern dem zur Verfügung stehen, der sie eingeworben hat. 



 

 

Brandenburger Vereinigte        
Bürgerbewegungen / Freie Wähler 
 

Die unabhängige Kraft für Brandenburg 

          
 

  
 
 

 
 

 
 

 
 

Leitlinien BVB / FREIE WÄHLER Seite 31 
 

Haushaltsmittel, welche durch die Hochschulen aufgrund von Zusagen des Landes für spätere 

Vorhaben eingespart wurden, dürfen nicht dem Landeshaushalt zugeführt werden. 

In Universitäten und Fachhochschulen ist das mittlere wissenschaftlich-technische Personal 

gezielt wieder einzuführen, das sich früher u.a. um die Pflege und Wartung wissenschaftlicher 

Geräte und Ausrüstungen gekümmert hat sowie vor allem eine punktuelle und qualitativ 

hochwertige Betreuung des wissenschaftlichen Nachwuchses (Studenten und Doktoranden) 

gewährleisten konnte. 

Die Kooperation mit Berlin soll auf Staatsebene zwischen den Landesregierungen vereinbart 

werden. Inhaltliche Schwerpunkte können dabei von der Politik zwar angemeldet werden, sind 

aber allein Sache der beteiligten Universitäten und Hochschulen. 

Es ist ebenso nicht hinnehmbar, dass die Brandenburger Landesregierung in alter Staatstradition 

den Hochschulen über ihre Förderprogramme die Forschungsschwerpunkte vorgibt und 

potentiell richtungsweisende Forschungsvorhaben eventuell nicht gefördert werden können, weil 

sie nicht in das Programm der Landesregierung passen. Inhaltliche Schwerpunkte der 

Förderprogramme sind daher allein Sache der akademischen Institutionen sowie der bundesweit 

agierenden Deutschen Forschungsgemeinschaft und entsprechender Beiräte bzw. für die 

angewandte Forschung unter Beteiligung der Industrie die  Arbeitsgemeinschaft industrieller 

Forschungsvereinigungen "Otto von Guericke" (AIF). 

Der Bologna-Prozess ist kritisch zu begleiten. Die Studienabschlüsse Bachelor und Master sind 

permanent auf ihren Nutzen für den Einzelnen auf dem  Arbeitsmarkt zu überprüfen. Die 

Organisation des Lehrbetriebes ist den Veränderungen entsprechend anzupassen, um so eine 

qualitativ hochwertige Lehre zu gewährleisten. 

Generell lehnen wir weitere Experimente zu Lasten der Studierenden sowie ihrer Universitäten 

und Hochschulen, z.B. Fusionspläne für Hochschulen  „von oben“ ,  ab. Sogenannte Reformen 

wurden den Forschungs- und Entwicklungseinrichtungen in der Vergangenheit vor allem aus 

Sparzwängen übergestülpt und haben sich überwiegend nicht bewährt. Wir fordern daher, 

zukünftig konsequent und verstärkt die Erfahrungen und Ergebnisse des Lehr- sowie des 

technischen Personals für Qualitätsverbesserungen und bei allen eventuell notwendigen 

Reformen in Forschung und Entwicklung zu nutzen. 
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Energiepolitik 

BVB / FREIE WÄHLER setzt sich für ein Energiekonzept ein, welches eine Kombination aus 

Energiesicherheit, Wirtschaftlichkeit, Anwohnerschutz, Nachhaltigkeit und langfristiger 

Reduktion der CO2- und Schadstoffemissionen anstrebt. 

Da Wasserkraft in Brandenburg kein Ausbaupotential besitzt, ist die Konzentration auf die 

Entwicklung und den Ausbau von erneuerbaren Energieformen wie Geothermie, Windkraft, 

Biogaserzeugung oder Solarthermie zu legen. Ein weiterer Ausbau der Photovoltaik soll nur 

dann erfolgen, wenn der Subventionsbedarf dieser Energieform drastisch sinkt. Andernfalls 

droht über die EEG-Umlage eine starke Kostensteigerung für die Verbraucher, ohne dass die 

Produktion erneuerbarer Energien im entsprechenden Maße steigt. 

Beim Ausbau der Windenergie fordern wir eine Erhöhung des Mindestabstands zu 

Wohngebieten von 1.500 Metern oder dem 10-fachen der Anlagenhöhe, wie es in anderen 

Bundesländern bereits üblich ist. Im Gegenzug können willkürliche Höhenbeschränkungen für 

Windkraftanlagen entfallen. Den Bau in Landschaftsschutz- und Naturschutzgebieten lehnen wir 

ab.  Stattdessen sollen verstärkt neue Windparks in abgelegenen Gebieten wie etwa ehemaligen 

Tagebauen und ehemals militärisch genutzten Flächen ausgewiesen werden. Dort stehen rund 

1.500 km² zur Verfügung, die zum größten Teil weit von Ortschaften entfernt und bisher 

ungenutzt sind.  

Gemäß den bereits aufgeführten Abstandsregeln ist ein Repowering siedlungsferner Windparks 

zu fördern, um die Leistung vorhandener Windparks zu erhöhen. Die Repoweringvergütung und 

der Systemdienstleistungs-Bonus sind daher beizubehalten. Wir fordern sogar deren Steigerung. 

Ebenso sind die großen administrativen Hemmnisse und die lange Vorlaufzeit für die Anträge 

eines Repowerings im Sinne der Stromerzeugung anzupassen.  

Der Ausbau der Biogasgewinnung und Verwertung bildet in einem begrenzten Rahmen bei 

Einhaltung einer ordnungsgemäßen landwirtschaftlichen Praxis eine Basis in der 

umweltfreundlichen Energiegewinnung. Sie produziert derzeit  die einzige speicherbare 

Energieform. Neuartige Systeme sind in der Lage die Gasproduktion zu forcieren oder zu 

drosseln. Die sinnvolle Leistung einer  Anlage ist aus logistischen Gründen auf 2-5 MW 

begrenzt. 

Temporäre Energiedefizite oder Überschüsse werden mit dem zunehmenden Anteil erneuerbarer 

Energien ein wachsendes Problem werden. Hierbei hat der beschleunigte Atomausstieg auch für 

die Region Berlin-Brandenburg indirekte Auswirkungen. Es ist nicht damit zu rechnen, dass 

Versorgungsdefizite zukünftig aus anderen Bundesländern gedeckt werden können. Wir werden 

diesem Problem mit einem verstärkten Netzausbau und dem Aufbau von Speicherkapazitäten 

entgegenwirken. 
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Zum Abbau der Überkapazitäten in den Nachtstunden ist der Nachttarif ein Instrument, welches 

wieder eingeführt werden sollte. Der Überschussstrom kann durch den Anreiz, nachts Strom zu 

verbrauchen teilweise kompensiert werden. Für den dennoch auftretenden Überschuss ist die 

Elektrolyse als Verbraucher mit einfachem Gasnetzspeicher als Konzept auszuarbeiten. Damit ist 

es auch möglich, die schwankende Energieerzeugung der Windräder zu stabilisieren. 

Wir fordern den Abbau von Bürokratie, damit neue Trassenausbauten schneller realisiert werden 

können. Im Sinne der Bürgernähe ist eine bessere Absprache mit den Anwohnern notwendig. Da 

Erdverkabelung als Lösung in vielen Fällen unwirtschaftlich ist, müssen mit den Anwohnern 

alternative individuelle Lösungskonzepte gefunden werden. Neben den Anwohnern sind auch 

lokale Landschaftsexperten stärker mit einzubeziehen, um eine höhere Akzeptanz zu erreichen. 

Die Einnahmen aus der Brennelementsteuer sind in den Netzausbau zu investieren. 

Wichtig ist uns auch die Netzsicherheit, denn in einer Industriegesellschaft wie Deutschland sind 

Versorgungsausfälle mit hohen wirtschaftlichen Einbußen verbunden. Bis zum Aufbau 

entsprechender Produktions-, Netz- und Speicherkapazitäten für erneuerbare Energien sind wir 

daher für eine vorübergehende Fortführung der Braunkohlekraftwerke in Brandenburg, um die 

Energieversorgung der Region sicherzustellen. Mit der Zunahme der erneuerbaren Energien sind 

die Braunkohlekraftwerke jedoch schrittweise stillzulegen. Aufgrund der hohen Kosten und der 

möglichen Gefahren für die Umwelt lehnen wir die zwischenzeitliche Einführung von CCS ab.  

Im Bereich der Wärmeversorgung sollten Konzepte wie Wärmetauscher und Wärmespeicher 

oder Heizkraftwerke in Privat- und Mietshäusern stärker unterstützt werden, da damit eine 

langfristige Steigerung der Gebäudeenergieeffizienz erreicht wird. 

 

6. Landwirtschaft und Verbraucherschutz 

 

Landwirtschaft 

Eine am Bedarf ausgerichtete Kombination aus konventionellem und biologischem Landbau 

sowie der Erzeugung biogener Rohstoffe soll  die Zielstellung  für eine moderne Landwirtschaft 

ohne völlige Abhängigkeiten von EU-Ausgleichszahlungen sein. Förderung und professionelle 

Beratung durch das Land sind hierbei zielführend. Die ständig steigende Nachfrage nach 

Biolebensmitteln bietet eine Möglichkeit für die Landwirte der Region, ihr Einkommen 

marktorientiert zu erzielen und sich aus der Anonymität der Massenproduktion abzuheben.  
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Für die Einhaltung einer guten landwirtschaftlichen Praxis ist die Vermeidung von 

Monokulturen notwendig. BVB / FREIE WÄHLER setzt sich für die Stärkung von  Familien- 

und mittelständischen Landwirtschaftsbetrieben ein und lehnt monopolistische Strukturen ab. 

Innovationen sind aktiv zu fördern, um mittelfristige Lohnsteigerungen in der Landwirtschaft zu 

ermöglichen und damit den Betrieb perspektivisch sicherzustellen.    

BVB / FREIE WÄHLER lehnt die Zufuhr pflanzenfremder Gene so lange ab, bis gesicherte 

Erkenntnisse für einen für Mensch, Flora und Fauna unschädlichen Anbau vorliegen. Die  

Monopolbildung durch Saatzuchtkonzerne kann nur verhindert werden, wenn die Gentechnik 

durch öffentliche Universitäten weiter entwickelt  und kontrolliert wird. Dazu müssen 

entsprechend ausreichend Mittel zur Verfügung gestellt werden. Nur so kann die Bevölkerung 

und Politik genügend Einfluss  auf diese Entwicklung nehmen. Eine Verweigerungshaltung zur 

Gentechnik kann bei den Problemen der  Ernährungssicherung, die in der Zukunft noch verstärkt 

auftreten werden und gelöst werden müssen, nicht Inhalt seriöser Politik sein.                      

Bei allen Plänen und daraus folgenden Maßnahmen muss im Blick behalten werden, dass        

brandenburgische und deutsche Landwirte keiner Wettbewerbsverzerrungen in der EU 

ausgesetzt werden dürfen. 

Landwirtschaftliche Betriebe bieten nicht nur Arbeitsplätze im ländlichen Raum, sondern sie 

stellen auch eine wesentliche Säule im sozialen und kulturellen Leben auf dem Land dar. 

 

Verbraucherschutz 

Die Verschwendung der Lebensmittel durch Vernichtung aufgrund einer zu  unflexiblen 

Haltbarkeitsdatumregelung ist seitens der Forschung unverzüglich auf 

Optimierungsmöglichkeiten zu untersuchen und die daraus resultierenden verantwortbaren 

Möglichkeiten sind kurzfristig umzusetzen. 

Die Verwendung von Antibiotika ist in den letzten 3 Monaten vor  der Verarbeitung von Tieren 

zu Lebensmitteln zu unterlassen. Dazu sind ebenfalls intensive Untersuchungen zu betreiben, um 

das Risiko der Resistenzbildung für den Menschen zu minimieren. 

Die Rückverfolgbarkeit der Behandlung mit Arzneimitteln, von Haltungsbedingungen und der 

Erfüllung von Umweltauflagen müssen über die EU-Grenzen hinweg möglich sein. 

Die Kontrolle von Produkten mit Bio-Siegeln ist so zu optimieren, dass ein Missbrauch 

ausgeschlossen werden kann. Die Vermarktung  von regionalen Produkten muss von der Landes 

–und Bundesregierung unterstützt werden. Dabei kann den Menschen der Vorteil marktnaher 

Produkte besser und nachhaltiger dargestellt werden. Auch an dieser Stelle ist Transparenz 
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notwendig. Um das sicher zu stellen,  muss mehr Personal für die intensiveren  Kontrollen 

eingesetzt  werden 

Es muss eine einfache, schnell erkennbare Kennzeichnung der Lebensmittel erfolgen. Das 

Prinzip der Ampel wird von BVB / FREIE WÄHLER unterstützt, da dadurch Aussagen über  

Marktnähe, Umweltstandard,  CO2-Energie-Wasserbilanz, Zuckergehalt, Fett, Kohlehydrate und 

Antibiotikaeinsatz getroffen werden können. Die Verwendung von Texten sollte dabei  

vermieden werden, um die Anwenderfreundlichkeit beim Verbraucher gewährleisten zu können. 

In den Schulen ist das Unterrichtsfach Ernährung  und Umwelt einzurichten. 

Außerdem setzen wir uns für verbraucherfreundliche Vertragskündigungen ein. Dabei sollen für 

Kündigungen von Verträgen genau die gleichen Hürden herrschen wie beim Abschluss. Es ist 

nicht weiter hinnehmbar, dass ein Vertragsabschluss sehr einfach (z.B. via Mausklick), eine 

Kündigung hingegen weitaus schwieriger (Brief mit Einschreiben, Fax) möglich ist. 

 

7. Umwelt 

 

Umwelt- und Naturschutz 

Umwelt- und Naturschutz sind zwei der wichtigsten Ziele der Gesellschaft. Sie dienen dem 

Erhalt der Artenvielfalt ebenso wie der langfristigen Sicherung der menschlichen 

Lebensgrundlagen. Die Natur ist ein wichtiger Ort für die Erholung und Freizeitgestaltung der 

Bevölkerung. Gemeinsam mit Brandenburgs Kultur bildet die Natur zudem die Grundlage des 

Tourismus. BVB / FREIE WÄHLER setzt sich aus diesen Gründen für den Erhalt der Natur ein. 

Und nur wenn sachlich argumentiert wird, kann Umweltschutz langfristig glaubwürdig sein. 

BVB / FREIE WÄHLER setzt sich daher für einen sachlichen Diskurs in Sachen Umweltpolitik 

ein. Wir lehnen die Verharmlosung von Umweltproblemen daher ebenso ab wie deren 

Übertreibung. 

In der Energieversorgung Brandenburgs fordert BVB / FREIE WÄHLER aus Gründen des 

Umwelt- und Naturschutzes einen langfristigen Ausstieg aus den fossilen Energieträgern. Um 

deren noch immer erheblichen Anteil an der Energieerzeugung zu ersetzen, treten wir für einen 

langfristigen Ausbau der erneuerbaren Energien ein. Dies soll jedoch ausdrücklich unter 

Rücksichtnahme auf Natur, Landschaft, Wirtschaft und Anwohner geschehen. 

Durch die immer größer und höher werdenden Modelle der Windenergieanlagen können 

inzwischen Flächen als Windparks erschlossen werden, die früher als ungeeignet galten, wie 
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zum Beispiel waldreiche Gebiete. Jedoch werden die Anlagen durch die zunehmende Größe 

auch in der Landschaft immer deutlicher sicht- und hörbar. Dem ist durch die Anpassung der 

gesetzlichen Bestimmungen Rechnung zu tragen. Wir fordern daher zum Wohl der ländlichen 

Bewohner eine Erhöhung des Mindestabstands von Windeignungsgebieten zur nächsten 

Siedlung von 1.000 Metern auf 1.500 Meter.  

In der Forstwirtschaft setzt sich BVB / FREIE WÄHLER für Artenvielfalt ein und lehnt 

großflächige Monokulturen ab. Wir stehen daher für den langfristigen Waldumbau, um mehr 

Wälder von Kiefern- und Fichten-Monokulturen in naturnahe Mischwälder umzuwandeln. 

Hierdurch würden die Wälder weniger empfindlich gegenüber Krankheiten, Schädlingen, 

Waldbränden und Stürmen werden. Auch die Artenvielfalt in den Wäldern würde steigen. 

In der Landwirtschaft treten wir für eine Mischung aus konventioneller und biologischer 

Landwirtschaft ein, deren Anteile sich nach der Nachfrage am Markt richten. Großflächige 

Monokulturen, wie sie etwa bei einem massiven Ausbau der Biogasproduktion entstehen 

könnten, lehnen wir ab. 

Für BVB / FREIE WÄHLER ist auch die Behebung der in der Vergangenheit verursachten 

Schäden an der Natur ein wichtiges Ziel. Wir setzen uns daher für die beschleunigte Beseitigung 

von militärischen und industriellen Altlasten ein, um diese Flächen für Mensch und Natur 

zurückzugewinnen. 

Bezüglich der zu rekultivierenden Tagebauflächen in der Lausitz fordern wir eine Abkehr vom 

bisherigen Vorgehen der Rekultivierung durch Aufforstung von Monokulturen. Ein kleiner Teil 

der Flächen sollte gar nicht erst melioriert werden, um wertvolle Biotope mit sauren Böden zu 

schaffen. Weitere Flächen sollten zwar melioriert, aber nicht aufgeforstet werden. Hierdurch 

entständen temporär offene Landschaften, auf denen sich im Laufe der Zeit auf natürlichem 

Wege Wälder ansiedeln würden. Statt einer großflächigen Kiefern-Monokultur entstände ein 

Mosaik von Biotopen, in dem sich viele bedrohte Tier- und Pflanzenarten ansiedeln würden. Da 

hier auf Maßnahmen verzichtet wird, verursacht dieses Vorgehen keine Kosten, sondern ist sogar 

kostengünstiger. Das eingesparte Geld kann zum Beispiel bei der Sanierung, Räumung oder 

Renaturierung von Flächen außerhalb der Tagebaugebiete eingesetzt werden. 

BVB / FREIE WÄHLER setzt sich für die Rückverlegung von Deichen und die Schaffung von 

naturnahen Flutungsgebieten auf allen geeigneten Flächen entlang der großen Flüsse 

Brandenburgs ein. Hierdurch wird der Natur wieder mehr Platz gelassen, um die in Deutschland 

besonders seltenen und artenreichen Auwälder auszubilden. Sie könnten als 

Naherholungsgebiete genutzt werden und den Naturtourismus fördern. Die dazu benötigten 

Flächen sind von den Landwirten bzw. Eigentümern zu erwerben und betroffene  

landwirtschaftliche Betriebe sind zu entschädigen oder umzusiedeln. 
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Bei Hochwasser fungieren diese Flächen zudem als natürliche Rückhaltebecken und bieten 

gleichzeitig dem Abfluss der Wassermassen mehr Platz. Die Pegel von Hochwassern könnten so 

deutlich reduziert werden, was den Anwohnern ebenfalls zugute kommen wird. 

 

Tierschutz 

Eine artgerechte, ethisch verantwortliche Haltung von Nutztieren muss in der EU einheitlich 

geregelt sein. BVB / FREIE WÄHLER setzt sich  für den Abbau und Ausgleich von 

Wettbewerbsverzerrungen in der Welt ein.  

Wir müssen bei den Bürgern für die Bereitschaft werben, den Nachteil der höheren 

Produktpreise für eine  tiergerechtere Haltung in Kauf zu nehmen. 

Bestandsgrößen der Tierhaltung müssen grundsätzlich der Flächenstruktur einer Region 

angepasst werden. Das bedeutet, es muss genügend Fläche im Umkreis von 30 Kilometern für 

Getreide, Gülle und Mist vorhanden sein. In diesem Zusammenhang ist eine Berücksichtigung 

des ökologischen Fußabdrucks notwendig. Der Gülle-Tourismus muss unterbunden werden. 

Tierversuche sind nur unter strengsten Auflagen und bei Nachweis nachhaltiger Notwendigkeit 

zuzulassen. 

Eine artgerechte Haltung von Haustieren muss jederzeit gewährleistet sein.  

 

Gewässerschutz und Fischerei 

Unsere Flüsse, Seen, Teiche und andere Gewässer sind Lebensraum für viele Tiere, Fische und 

Pflanzen, aber auch vielfältiger Erholungsraum für den Bürger. Als wichtigstes Nahrungsmittel, 

Roh- und Hilfsstoff für verschiedenste Verwendungen haben Gewässer viele Nutzfunktionen. 

Sie sind Energieträger, Transportmittel, Sportstätten, Naturerlebnisse, Fischereibetriebe und 

vieles mehr. Der steigende Nutzungsdruck auf das Wasser aufgrund der fortschreitenden 

wirtschaftlichen und touristischen Entwicklung der Gesellschaft und die damit steigenden 

Gefahren durch Hochwasser, Abwasserbelastung und Landwirtschaft ergeben die Verantwortung 

des Landes für einen umfassenden Umwelt- und Gewässerschutz. 

Nach unseren Grundsätzen sind alle Gewässer so zu behandeln und zu bewirtschaften, dass sie 

sowohl zum Wohl der Allgemeinheit als auch zum Nutzen des Einzelnen dienen. Jede 

vermeidbare Beeinträchtigung hat zu unterbleiben. Die gewissenhafte Überwachung der 

Gewässer, des Grundwassers sowie umfangreiche Maßnahmen zur Gefahrenabwehr 
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unterschiedlicher Art müssen unsere Ziele sein. Für unsere Freizeitgestaltung, Wassersport, 

Fischerei, Wandern usw. bedeutet das, diese sinnvollen Betätigungen mit der Natur in Einklang 

zu bringen. Dies fördert das Verständnis für die Zusammenhänge in der Natur. Insbesondere die 

Fischer und Angler müssen sich weiterhin dieser Aufgabe stellen. Neben der Entnahme von 

Fischen als satzungsmäßiges Recht gehört auch die Hege und Pflege der Gewässer, ihrer 

Umgebung und der darin lebenden Tiere zu den Pflichten eines jeden Beteiligten. Rückbau von 

Begradigungen, Einbau von Fischtreppen, Uferbefestigungen und Vermeidung von 

Verunreinigungen können dabei nachhaltig die Qualität der Gewässer verbessern. Der 

Artenreichtum kann auf diese Weise wieder zunehmen. 

 

8. Inneres und Justiz 
 

Innere Sicherheit 

Das Thema innere Sicherheit soll den Schutz der Bürger und des Staates vor terroristischen 

Anschlägen, Kriminalität und Gewalt beinhalten. In einer demokratischen Gemeinschaft muss 

die Sicherheit und Ordnung zum Wohle aller gewahrt werden. 

Die innere Sicherheit sollte die Balance zwischen Bürgerrechten und Freiheiten auf der einen 

Seite und Eingriffsrechten und Präventivmaßnahmen des Staates auf der anderen Seite halten.  

Das Recht auf informationelle Selbstbestimmung und die Überwachungsmaßnahmen des Staates 

stehen im Gegensatz zueinander. Trotz der Maßnahmen liegt die Aufklärungsquote von 

Straftaten in Deutschland nur knapp über 50 Prozent. Der Erforderlichkeitsgrundsatz und die 

Unverletzlichkeit der Wohnung gehen angesichts des auch in Brandenburg eingesetzten 

Bundestrojaners demokratisch verloren. Mit der Vorratsdatenspeicherung werden Bürger wie 

potentielle Kriminelle und Terroristen behandelt. 

BVB / FREIE WÄHLER steht für einen Abbau des Überwachungsstaates und eine Erhöhung der 

informationelle Selbstbestimmung. Eingriffe in die Privatsphäre sollen die absolute Ausnahme 

sein und bedürfen in jedem Fall eines richterlichen Beschlusses nach Einzelfallentscheidung. 

Einen Abbau des Personals bei der Polizei lehnen wir ab. Die Erhöhung der inneren Sicherheit 

sowie die Prävention und Aufklärung von Straftaten kann auf diesem Wege in Brandenburg 

nicht erreicht werden. Die Zentralisierung der Polizeireviere steht der Ortskenntnis entgegen, die 

für eine schnelle Reaktion auf Sicherheitsrisiken notwendig ist.  

Die Verbesserung der Ausbildung unterstützen wir vorbehaltlos. Eine Verringerung des 

Personals steht diesem Vorhaben allerdings entgegen. 
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Wir fordern eine umfängliche Betrachtung extremistischer Strukturen aller Richtungen als 

Gefahr in Bezug auf die innere Sicherheit. BVB / FREIE WÄHLER steht für eine objektive 

Betrachtung aller Gegner der Demokratie und des Rechtsstaates ein. 

 

Justiz 

BVB / FREIE WÄHLER spricht sich für eine grundsätzliche Stärkung des Justizwesens aus. Das 

Bewusstsein für die verantwortungsvolle und umfangreiche Arbeit der dritten Staatsgewalt ist zu 

schärfen. Sie ist dementsprechend organisatorisch, finanziell und personell auszustatten. 

Im Interesse einer zügigen und bürgernahen Gerichtsdichte sind die derzeit tätigen Amtsgerichte 

allesamt zu erhalten. Eine jahrelange Prozessdauer in selbst kleineren Angelegenheiten schmälert 

die Akzeptanz von Entscheidungen der Gerichte. Zugleich sprechen wir uns für die Beibehaltung 

der gewachsenen 4 Landgerichtsbezirke aus und unterstützen den Verbleib des 

Oberlandesgerichts in der Stadt Brandenburg an der Havel.  

Um weiterhin das hohe Niveau der Arbeit zu erhalten und das immense Arbeitsvolumen von 

Richtern und Staatsanwälten auf ein vernünftiges Pro-Kopf-Maß zu drosseln, sind neue 

Planstellen in diesen Bereichen zu schaffen. Die hierbei entstehenden Kosten werden durch die 

Beschleunigung der Prozesse und Verfahren bei weitem amortisiert.  

Zugleich sind mutige und konsequente Schritte hin zu einer justiziellen Selbstverwaltung zu 

unternehmen. Dies stärkt die Gerichte in ihrer Arbeitsweise und ihrem Ansehen als unabhängige 

rechtsprechende Gewalt. Insbesondere sind die offensichtlich parteipolitisch motivierten 

Besetzungen der Verfassungsrichterstellen durch ein transparentes, unpolitisches Verfahren zu 

ersetzen.  

Die Sicherheit der Bevölkerung ist ein hohes Gut. Auf die Ängste und Empfindungen der 

Menschen ist einzugehen. Hierfür schlagen wir die Entwicklung von nachhaltigen 

Qualitätskriterien zur Kontrolle der Justizvollzugsanstalten vor. Gerade im Interesse besserer 

Straftatenprävention ist eine stärkere Unterstützung und qualitative Ausstattung der 

Jugendarrestanstalt in Königs Wusterhausen angezeigt.  

Die Landesregierung und der Landtag müssen den Mut haben, Bundesratsinitiativen zu starten, 

wenn sie sich praktisch auswirkende Lücken und Mängel im Strafgesetzbuch und in der 

Strafprozessordnung bemerken. Ständig wiederkehrende Beteuerungen und plakative (Schein-) 

Forderungen werden dem Sicherheitsbedürfnis der Menschen nicht gerecht. Die Umsetzung des 

von der verstorbenen Richterin Kirsten Heisig entwickelten Modells zur zeitnahen Ahndung von 

Straftaten leistet einen maßgebenden Beitrag zur Vorbeugung und ist daher auch in Brandenburg 

voranzutreiben. 
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In der täglichen Arbeit der Polizei ist streng auf die Einhaltung der gesetzlichen Bestimmungen 

zum Richtervorbehalt in Ermittlungsverfahren zu achten. Es ist nicht hinnehmbar, dass sich in 

weiten Bereichen eine „gewohnheitsrechtliche“ Grundrechtseinschränkung etabliert, die im 

Widerspruch zu rechtsstaatlichen Verfahrensgrundsätzen steht. 

Des Weiteren ist der Erhalt des hohen Ausbildungsniveaus im Justizwesen und Referendardienst 

sicherzustellen. Anspruchsvolle Lerneinheiten und Prüfungen sind Garanten für ein umfassend 

gebildetes juristisches Personal; dies darf nicht der Bequemlichkeit und Beliebigkeit geopfert 

werden. 

Die fortschreitende Verschmelzung der Justizverwaltung mit dem Land Berlin lehnen wir ab. 

Brandenburg verfügt über eine frische Gesamtstruktur mit vielen motivierten Angestellten und 

Beamten. Die justiziellen Verwaltungsabläufe geschehen präziser und zügiger als anderswo. Die 

Justizhoheit muss daher uneingeschränkt im eigenen Bundesland verbleiben. 

Die Entscheidungen des Landesverfassungsgerichts sind in jedem Falle zu respektieren. 

Insbesondere in der politischen Auseinandersetzung darf es in Zukunft nicht zu hämischem 

Ignorieren der Entscheidungen des höchsten brandenburgischen Gerichts kommen. Der Beitrag 

des Verfassungsgerichts zur Rechtsentwicklung und seine Rolle im Staatsgefüge sind 

anzuerkennen. 

 

Datenschutz 

BVB / FREIE WÄHLER tritt für einen ausgewogenen Datenschutz der Bürgerinnen und Bürger 

ein. Es darf keine Überwachung ohne begründeten Anfangsverdacht und ohne richterlichen 

Beschluss geben. Explizit sollen hier Online-Durchsuchungen („Bundes-Trojaner“), 

Lauschangriff, Rasterfahndung sowie das Auswerten von biometrischen Daten und 

Bewegungsprofile genannt werden. 

Dieses Recht soll dem Bürger auch gegenüber Behörden eingeräumt werden, die die Daten nicht 

ohne Bestätigung weitergeben dürfen. 
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9. Haushalt und Finanzen 
 

Die BVB / FREIE WÄHLER bekennt sich zum Ziel einer sparsamen und wirtschaftlichen 

Haushaltsführung. Die Steuerzahler haben das Recht, dass diese Gelder sinnvoll und sorgsam 

verwendet werden. Dabei hat für uns die Vermeidung von Nettoneuverschuldungen oberste 

Priorität. Es muss daher das Anliegen der Landesregierung und des Landesparlamentes sein, 

schon vor dem Jahr 2020, in dem die Schuldenbremse des Grundgesetzes einen ausgeglichenen 

Landeshaushalt vorschreibt, auf die zusätzliche Aufnahme von Krediten zu verzichten. Wir 

halten dies spätestens ab dem Haushaltsjahr 2015 für möglich. In den folgenden Jahren müssen 

die finanziellen Spielräume konsequent genutzt werden, um die bis 2014 auf 20 Mrd. EUR 

steigende Gesamtverschuldung des Landes sukzessive abzubauen. Ab dem Jahr 2018 streben wir 

eine jährliche Reduzierung des Schuldenstandes von 100 – 200 Mio. EUR an. Nur so 

gewährleisten wir eine nachhaltige und stabile Finanzsituation des Landes und belasten die 

zukünftige Generation nicht über das erträgliche Maß hinaus.  

Diese ambitionierte Zielerreichung ist jedoch mit großen Herausforderungen für unser 

Bundesland verbunden. So werden sich die Sonderbedarfs-Bundesergänzungszuweisungen im 

Rahmen des Solidarpakts II von ca. 1,15 Mrd. EUR im Jahr 2011 kontinuierlich auf ca. 300 Mio. 

EUR im Jahr 2019 reduzieren und danach komplett entfallen. Auch die nicht unerheblichen 

Mittel der Europäischen Union zur Strukturförderung werden sich von ca. 630 Mio. EUR im 

Jahr 2011 auf ca. 530 Mio. EUR im Jahr 2014 verringern. Zudem führen die demografischen 

Entwicklungen, die eine weitere Alterung der Gesellschaft und Reduzierung der arbeitenden 

Bevölkerung beinhaltet, zu einer schwierigen Einnahmesituation des Landes. Auch die Zinslast 

des Landes wird sich bei einem tendenziell steigenden Zinsniveau und weiter zunehmender 

Gesamtverschuldung in den kommenden Jahren weiter erhöhen. Steigen die durchschnittlichen 

Anleihezinsen bei konstanter Gesamtverschuldung um lediglich einen Prozentpunkt, so würde 

dies jährliche Zusatzbelastungen von etwa 200 Mio. EUR nach sich ziehen. 

BVB / FREIE WÄHLER sieht den Schlüssel zum Erfolg vor allem in einer konsequenten 

Personalpolitik. Die derzeitige Zahl von mehr als 50.000 Landesbediensteten ist sukzessive zu 

reduzieren und die Effizienz der Landesbehörden zu steigern. Wir streben mittelfristig eine 

Personalausgabequote von unter 25% an. Wir fordern die Abschaffung sämtlicher Landesämter,  

die Zuordnung und Übertragung der Aufgaben an das Landesministerium und die Landkreise.  

Des Weiteren lehnen wir überdimensionierte Landesinvestitionen ab und fordern eine deren 

strikte Deckelung. Zudem fordern wir perspektivisch eine Reduzierung der unmittelbaren 

Landesbeteiligungen, um daraus resultierende wirtschaftliche Risiken zu minimieren und den 

Schuldenabbau gezielt zu unterstützen. Wir halten dabei mittelfristig einen Eigenkapitalanteil 
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von maximal 1 Mrd. EUR und eine Bilanzsumme von 12 Mrd. EUR der unmittelbaren 

Landesbeteiligungen für sinnvoll. 

Der kommunale Finanzausgleich ist die Grundlage dafür, dass die Städte, Gemeinden und 

Landkreise ihre Aufgaben im Rahmen der kommunalen Selbstverwaltung erfüllen können. 

Aufgrund unserer Überzeugung, dass die öffentlichen Leistungen, wo immer möglich, direkt in 

den einzelnen Kommunen und nicht von Land oder Bund erbracht werden sollen, sind für uns 

Artikel 28 Abs. 2 des Grundgesetzes und Artikel 97 und 99 der Brandenburger 

Landesverfassung eine besondere Verpflichtung.  

Deshalb werden wir den kommunalen Finanzausgleich weiter stärken und den Landesbeitrag 

erhöhen. In diesem Zusammenhang streben wir mittelfristig eine Steigerung der kommunalen 

Beteiligung am Landesanteil der Einkommensteuer, der Körperschaftsteuer, der Umsatzsteuer 

von derzeit 20% auf 22% an. Zur Förderung der strukturschwachen und von der demografischen 

Entwicklung betroffenen Städte, Gemeinden und Landkreise werden wir die Grundlage für die 

allgemeinen Schlüsselzuweisungen auf den durchschnittlichen Bevölkerungsstand der letzten 

fünf Jahre ausdehnen. Die Vorwegentnahme zur Förderung der Landeshauptstadt Potsdam in 

Höhe von 2,5 Mio. im Jahr 2011 wird von uns gestrichen, um eine faire und gerechte Beteiligung 

der Kommunen zu ermöglichen. Ferner fordern wir eine konsequente und kostendeckende 

Finanzausstattung der Kommunen bei zusätzlichen Übertragungen von Aufgaben des Landes. 

Bundesmittel, die den Kommunen für Ihre Aufgaben zur Verfügung gestellt werden, sind vom 

Land ungekürzt weiterzuleiten. 

Bei der Erstellung der Haushaltspläne und mittelfristigen Finanzplanungen fordert BVB / FREIE 

WÄHLER eine offenere und transparentere Informationspolitik. Die Bürger unseres 

Bundeslandes sind dabei im Rahmen der parlamentarischen Haushaltsverhandlungen aktiv zu 

beteiligen und die Vorschläge wohlwollend zu prüfen. Auf kommunaler Ebene sollen 

verpflichtend Bürgerhaushalte eingeführt werden, um den Bürgern eine direkte Gestaltung und 

Einflussnahme zu ermöglichen und damit die Akzeptanz der Entscheidungen zu erhöhen. Nach 

einer flächendeckenden Einführung von Bürgerhaushalten in Städten, Gemeinden und 

Landkreisen streben wir an, dies auch auf Landesebene zu verwirklichen. 

Die den Kommunen von Land verordnete doppische Haushaltsführung hat den Brandenburger 

Städten, Gemeinden und Landkreisen viel Kraft und Mühen abverlangt. Wir halten es für 

befremdlich, dass das Land den eigenen Haushalt jedoch weiterhin im Rahmen der Kameralistik 

erstellt, gleichzeitig jedoch die Vorzüge der Doppik immer wieder offensiv vertritt. Wir lehnen 

es ab, dass auf Landes- und Kommunalebene unterschiedliche Haushaltskonzepte zur 

Anwendung kommen. Wir fordern eine vorbehaltlose Überprüfung der kommunalen 

Erfahrungen mit der doppischen Haushaltserstellung.  
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